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TAGESORDNUNG 

 

Sitzung 

Sitzung des Ältestenrats und Finanzausschusses 

Sitzungszeit 

Mittwoch, 19.03.2025, 11:00 Uhr 

Sitzungsort 

Rathaus, Fünferplatz 2, Großer Sitzungssaal 

TAGESORDNUNG 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 
1. Beitritt der Stadt Nürnberg zum bundesweiten Bündnis 

"Gemeinsam gegen Sexismus" 
 
König, Marcus 
 
 

Beschluss 
MRB-

GST/001/2025 
  
  
  
2. Mitgliedschaft im Verein zur Förderung des Regionalparks 

Pegnitz-Rednitz-Regnitz e.V. 
 
Walthelm, Britta 
 
 

Beschluss 
Ref.III/024/2024/1 

  
  
  

3. Schlussfolgerungen aus der Covid 19 Pandemie 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen, CSU- 
Stadtratsfraktion und der SPD- Stadtratsfraktion vom 12.10.2023 
 
Walthelm, Britta 
 
 

Beschluss 
Gh/001/2025 

  
  
  

4. (Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer 
Übernachtungssteuer 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und 
SPD-Stadtratsfraktion vom 11.10.2024 
 
Brehm, Thorsten 
- Unterlagen werden nachgereicht – 
 
 

 
 

  
  
  

5. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 11.12.2024, 
öffentlicher Teil 
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Stadt Nürnberg - Rathausplatz 2 - 90403 Nürnberg 

 
An die Mitglieder 
des Ältestenrats und Finanzausschusses 

  
  
  
  
  
  

E-Mail: obm@stadt.nuernberg.de 
  

Internet: www.nuernberg.de 
  

Datum: 10.03.2025 

 
 

NACHREICHUNG 

ZUR SITZUNG 

DES ÄLTESTENRATS UND FINANZAUSSCHUSSES AM 19.03.2025 
 
 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
 
im Nachgang zur bereits zugestellten Einladung/Tagesordnung übermittle ich die Unterlagen zu 

 
Öffentliche Sitzung 
 
4. (Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer Übernachtungssteuer 

hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und SPD-
Stadtratsfraktion vom 11.10.2024 
 
Brehm, Thorsten 
 
 

Bericht 
 

  
  
  

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Marcus König 
Oberbürgermeister 
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Beschlussvorlage 
MRB-GST/001/2025 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Ältestenrat und Finanzausschuss 19.03.2025 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Beitritt der Stadt Nürnberg zum bundesweiten Bündnis "Gemeinsam gegen Sexismus" 
 
Anlagen: 

Gemeinsame Erklärung gegen Sexismus und sexuelle Belästigung 
Antrag gegen Sexismus SPD-Stadtratsfraktion 10.01.2022 
Bericht zum Antrag SPD "Gemeinsam gegen Sexismus und sexuelle Belästigung" 10.01.2022 

 
Sachverhalt (kurz): 
Sexismus beschreibt die Benachteiligung und Abwertung von Menschen aufgrund ihres 
Geschlechts. Ziel des branchenübergreifenden Bündnisses „Gemeinsam gegen Sexismus“ ist 
es, Sexismus und sexuelle Belästigung zu erkennen, hinzusehen und wirksame Maßnahmen 
dagegen zu verankern. 
Sexismus schadet nicht nur den Menschen selbst, sondern auch den Organisationen, in denen 
sie arbeiten. Das Erfahren von sexistischer Diskriminierung führt oft zu schlechterer Leistung, 
Fehlzeiten und sogar Kündigungen, was der wirtschaftlichen Leistung der Organisation 
schadet. 
Der Beitritt zum Bündnis "Gemeinsam gegen Sexismus" ist eine Umsetzung des aktuellen 
Gleichstellungsaktionsplans 2024-2027 der Stadt Nürnberg (Maßnahme-Nr.113) und damit 
konsequente Weiterentwicklung des Schwerpunkts „Gemeinsam frei von Gewalt“ in der Stadt. 
Die Stadt Nürnberg tritt Sexismus und sexueller Belästigung entschieden entgegen. Dazu 
wurden viele der in der Gemeinsamen Erklärung aufgeführten Maßnahmen (z.B. DV zum 
Schutz vor sexueller Belästigung und Diskriminierung am Arbeitsplatz, Einrichtung einer AGG 
Beschwerdestelle, Sensibilisierungsangebote, …) schon umgesetzt oder begonnen. Mit dem 
Beitritt gekräftigt die Stadt Nürnberg kontinuierlich gegen Sexismus einzutreten und das Thema 
nachhaltig zu bearbeiten und weiterzuentwickeln. Zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden wird 
die Gleichstellungsstelle im Zuge der Umsetzung dieser Maßnahme noch eine Ausstellung 
erstellen und zeigen. 
Der Beitritt zum Bündnis erfolgt durch Unterzeichnung der “Gemeinsame Erklärung gegen 
Sexismus und sexuelle Belästigung“ (s. Anlage). 
Bereits Bündnispartner*innen im „Bündnis gegen Sexismus“ sind von derzeit 792 u.a. der 
Deutsche Städtetag, das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales und die 
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU). 
Weitere Informationen unter: https://gemeinsam-gegen-sexismus.de/  
Der Betritt und die Bündnispartnerschaft ist kostenfrei. 
 
 

Ö  1Ö  1
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Sexismus kann sich gegen alle Geschlechter richten, überproportional 

betroffen sind jedoch Mädchen und Frauen sowie Personen, die sich nicht 
heteronormativen Vorstellungen von Geschlecht zuordnen. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   PA 
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Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Stadt Nürnberg tritt dem Bündnis "Gemeinsam gegen Sexismus" bei.  
2. Der Betritt der Stadt Nürnberg erfolgt gemeinsam durch Herrn Oberbürgermeister Marcus 
König und der Gleichstellungsbeauftragten der Stadt Frau Hedwig Schouten. 
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Sexismus und sexuelle Belästigung begegnen vielen Menschen im Alltag in ganz unterschiedlicher 

Weise und überall – im öffentlichen Raum, in den Medien, auf der Theaterbühne, in der Werbung, am 

Arbeitsplatz, in Bus und Bahn oder in der Politik. Sexismus gerade gegenüber Frauen ist in unserer 

Gesellschaft viel weiter verbreitet, als wir es auf den ersten Blick sehen.


Sexismus zeigt sich beispielsweise in Form von Grenzverletzungen, Herabwürdigungen und 

Machtmissbrauch aufgrund des Geschlechts. Er gründet auf stereotypen Geschlechterrollen und 

verfestigt sie. Sexismus tritt in vielen, oft alltäglichen Varianten auf. Das Spektrum reicht von 

rückwärtsgewandten Rollenzuschreibungen und scheinbar spaßhaften Bemerkungen bis zu offener 

Herabsetzung. Er darf weder auf individueller Ebene stattfinden, zum Beispiel zwischen Kolleginnen 

und Kollegen, noch in den gesellschaftlichen Strukturen, in denen wir leben, verankert sein.


Sexismus hat Folgen: Er kann zu ungleicher Chancenverteilung und zu sexueller Belästigung bis hin 

zu Gewalt führen. Der Übergang von Sexismus zu sexueller Belästigung ist fließend – und ist damit 

auch ein Nährboden für Gewalt.


Gemeinsam wollen wir Sexismus und sexuelle Belästigung erkennen, 
hinsehen und zeigen, wie wir hier wirksam entgegentreten können.


Wir wollen einen öffentlichen Raum, in dem sich alle sicher fühlen können – unabhängig vom 

Geschlecht und der Uhrzeit.


Sexismus und sexuelle Belästigung können zu Krankheit, Fehlzeiten und schlechtem Klima am 

Arbeitsplatz führen. Das bewusste Eintreten des Arbeitgebers gegen Sexismus ist daher nicht nur 

eine Frage des Anstands, sondern auch der wirtschaftlichen Vernunft und geht uns alle an.


Wir wollen, dass sich Frauen und Männer an ihren Arbeitsplätzen sicher fühlen und gleiche Chancen 

haben.


Dafür ist es wichtig, dass Führungskräfte in Unternehmen und Organisationen sich zu ihrer 

Verantwortung bekennen, ihre Mitarbeitenden vor Sexismus und sexueller Belästigung zu schützen – 

egal ob an der Kasse, im Büro oder in der Fabrik. Das sorgt nicht nur für ein gutes Miteinander, 

sondern stärkt Unternehmen und Organisationen insgesamt.


Unser Ziel ist eine gleiche Teilhabe aller Menschen in Kultur und Medien, frei von Sexismus, 

sexueller Belästigung und rückwärtsgewandten Rollenstereotypen – an den Arbeitsplätzen, aber 

auch in Texten, Filmen und auf der Bühne.

Gemeinsame Erklärung

Gemeinsam gegen 
Sexismus und 
sexuelle Belästigung Oktober 2021

Ö  1Ö  1

9



Daran arbeiten wir gemeinsam:

� Wir werben für eine Kultur und Organisationen, in denen Sexismus und sexualisierte 
Gewalt gegen Frauen und Männer keinen Platz haben.

� Wir sehen das Einschreiten gegen sexistisches Verhalten und sexuelle Belästigung als 
Selbstverständlichkeit und Führungsaufgabe. Wir wollen alle Verantwortlichen 
sensibilisieren und in Initiativen einbeziehen.

� Wir wenden klare Leitlinien zum Umgang mit Sexismus und sexueller Belästigung an.

� Wir informieren über das Verbot der Benachteiligung (wegen des Geschlechts) und 
sexueller Belästigung und richten Beschwerdestellen nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ein.

� Prävention und Sensibilisierung stehen an erster Stelle. Wir verbessern daher die 
Verbreitung von Informationen über Sexismus, sexuelle Belästigung und sexualisierte 
Gewalt, individuelle Handlungsmöglichkeiten und Beratungsangebote.

� Wir wollen die Zugänge für Frauen zur Kultur- und Medienbranche erleichtern und die 
Repräsentanz von Frauen auf Bildschirmen und Bühnen erhöhen. Wir setzen uns noch 
stärker dafür ein, die Zugangsmöglichkeiten für Frauen in Führungspositionen zu 
verbessern.

� Wir motivieren alle, Verantwortung zu übernehmen und sich gegen Sexismus und 
sexualisierte Gewalt in Kultur und Medien, im öffentlichen Raum und am Arbeitsplatz 
einzusetzen und Betroffenen zu helfen.

� Wir verstehen es als eine Aufgabe aller gesellschaftlichen Kräfte, Sexismus und 
sexualisierte Gewalt in all ihren Erscheinungsformen zu verhindern und zu beenden.

� Ergänzung der Gemeinsamen Erklärung von März 2024:

Die Bekämpfung von Sexismus und sexueller Belästigung in all ihren 
Erscheinungsformen umfasst auch sexistische Mehrfachdiskriminierungen bzw. 
intersektionale Diskriminierungen. Intersektionalität beschreibt die Verwobenheit 
verschiedener Diskriminierungen, wie z.B. aus Gründen des Geschlechts und der 
sexuellen Identität, der ethnischen Herkunft, der Hautfarbe, der Religion, der 
Weltanschauung, einer Behinderung oder des Alters.
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SPD
spd@stadt.nuemberg.de
www.spd-stadtratsfraktion.nuernberg.de

U1, U11 Lorenzkirche Rathaus
Bus 36, 46, 47 Rathaus 90403 Nürnberg

Tel 0911 /231-2906 STADTRATSFRAKTION
Fax 0911 / 231-3895 NÜRNBERG

SPD Stadtratsfraktion | Rathaus | 90403 Nürnberg M
An den Oberbürgermeister 
der Stadt Nürnberg 
Marcus König

Oberbürgermeister!

Rathaus 
90403 Nürnberg

m
Nürnberg, 10. Januar 2022 

Antragstellerin: Penzkofer-Röhrl

a

Gemeinsam gegen Sexismus und sexuelle Belästigung

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

Ende Oktober 2021 fand die öffentliche Erstunterzeichnung der vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend initiierten gemeinsamen Erklärung „Gemeinsam ge­
gen Sexismus und sexuelle Belästigung“ statt. In dieser Erklärung treten die Unterzeich­
nenden entschieden gegen jede Form von Sexismus, sexualisierter Gewalt sowie sexueller 
Belästigung in Kultur und Medien, im öffentlichen Raum und am Arbeitsplatz entgegen. Sie 
verstehen das Einschreiten gegen sexistisches Verhalten und sexuelle Belästigung als 
selbstverständliche Führungsaufgabe und setzen sich u.a. zum Ziel, für dieses Thema stär­
ker zu sensibilisieren und beispielsweise Leitlinien zum Umgang mit Sexismus und sexuel­
ler Belästigung zu entwickeln (s. Anlage).

Mittlerweile haben eine große Zahl von Einzelpersonen, Unternehmen, Gewerkschaften, 
Universitäten, Gemeinden und Kommunen sowie der Präsident des Deutschen Städtetages 
diese Erklärung unterzeichnet. Es stünde Nürnberg als Stadt der Menschenrechte mehr als 
gut an, diese Erklärung ebenfalls zu unterzeichnen. Zudem hat in der Sitzung vom 
23.06.2021 der Stadtrat im Rahmen der Verabschiedung des Gleichstellungsaktionsplans 
2021/23 beschlossen, einen kommunalen Aktionsplan zur Umsetzung der sog. „Istanbul 
Konvention“ zu entwickeln - das Vorgehen gegen Sexismus und sexuelle Belästigung ist 
dabei ein wichtiger und unverzichtbarer Aspekt.

Nicht zuletzt existiert bei der Stadt Nürnberg seit einem Jahr die Rahmendienstvereinba­
rung „Gewaltprävention am Arbeitsplatz“, für die der städtische Gesamtpersonalrat den 
„Deutschen Personalräte-Preis in Gold“ erhalten hat. Hier wird das Thema Gewalt gegen­
über Beschäftigten konsequent angegangen. Dabei wird sexuelle Belästigung am Arbeits­
platz zwar beispielhaft angeführt, es wurden allerdings keine diesbezüglichen spezifischen 
Leitlinien und Maßnahmen benannt.

Die SPD-Fraktion hält es daher für erforderlich, diese Rahmendienstvereinbarung im Hin­
blick auf ein klares Bekenntnis gegen Benachteiligungen, Sexismus und sexuelle Belästi­
gung sowie der Entwicklung entsprechender Leitlinien und eines Maßnahmenkatalogs wei­
terzuentwickeln oder dies in einer weiteren Rahmendienstvereinbarung zu regeln.

Ö  1Ö  1
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SPD
STADTRATSFRAKTION
NÜRNBERG

-2 -

Die SPD-Stadtratsfraktion stellt daher zur Behandlung im zuständigen Ausschuss den 
folgenden

Antrag:

• Die Stadtspitze unterzeichnet die gemeinsame Erklärung „Gemeinsam gegen Se­
xismus und sexuelle Belästigung“.

• Die Rahmendienstvereinbarung „Gewaltprävention am Arbeitsplatz“ wird im Hin­
blick auf Benachteiligungen, Sexismus und sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
weiterentwickelt.

Thorsten Brehm 
Fraktionsvorsitzender

Gabriele Penzkofer-Röhrl 
Stadträtin
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG

„GEMEINSAM GEGEN SEXISMUS 
UND SEXUELLE BELÄSTIGUNG!“

Sexismus und sexuelle Belästigung begegnen vielen Menschen im Alltag in ganz 
unterschiedlicher Weise und überall - im öffentlichen Raum, in den Medien, auf der 
Theaterbühne, in der Werbung, am Arbeitsplatz, in Bus und Bahn oder in der Politik. 
Sexismus gerade gegenüber Frauen ist in unserer Gesellschaft viel weiter verbreitet, 
als wir es auf den ersten Blick sehen.

Sexismus zeigt sich beispielsweise in Form von Grenzverletzungen, Herabwürdigungen 
und Machtmissbrauch aufgrund des Geschlechts. Er gründet auf stereotypen Geschlech­
terrollen und verfestigt sie. Sexismus tritt in vielen, oft alltäglichen Varianten auf.
Das Spektrum reicht von rückwärtsgewandten Rollenzuschreibungen und scheinbar 
spaßhaften Bemerkungen bis zu offener Herabsetzung. Er darf weder auf individueller 
Ebene stattfinden, zum Beispiel zwischen Kolleginnen und Kollegen, noch in den 
gesellschaftlichen Strukturen, in denen wir leben, verankert sein.

Sexismus hat Folgen: Er kann zu ungleicher Chancenverteilung und zu sexueller Beläs­
tigung bis hin zu Gewalt führen. Der Übergang von Sexismus zu sexueller Belästigung ist 
fließend - und ist damit auch ein Nährboden für Gewalt.

Gemeinsam wollen wir Sexismus und sexuelle Belästigung erkennen, hinsehen und 
zeigen, wie wir hier wirksam entgegentreten können.

Wir wollen einen öffentlichen Raum, in dem sich alle sicher fühlen können - unabhängig 
vom Geschlecht und der Uhrzeit.

Sexismus und sexuelle Belästigung können zu Krankheit, Fehlzeiten und schlechtem 
Klima am Arbeitsplatz führen. Das bewusste Eintreten des Arbeitgebers gegen Sexismus 
ist daher nicht nur eine Frage des Anstands, sondern auch der wirtschaftlichen Vernunft 
und geht uns alle an.

Wir wollen, dass sich Frauen und Männer an ihren Arbeitsplätzen sicher fühlen und 
gleiche Chancen haben.

Dafür ist es wichtig, dass Führungskräfte in Unternehmen und Organisationen sich zu 
ihrer Verantwortung bekennen, ihre Mitarbeitenden vor Sexismus und sexueller Belästi­
gung zu schützen - egal ob an der Kasse, im Büro oder in der Fabrik. Das sorgt nicht nur 
für ein gutes Miteinander, sondern stärkt Unternehmen und Organisationen insgesamt.
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Unser Ziel ist eine gleiche Teilhabe aller Menschen in Kultur und Medien, frei von 
Sexismus, sexueller Belästigung und rückwärtsgewandten Rollenstereotypen - an den 
Arbeitsplätzen, aber auch in Texten, Filmen und auf der Bühne.

DARAN ARBEITEN WIR GEMEINSAM:

• Wir werben für eine Kultur und Organisationen, in denen Sexismus und 
sexualisierte Gewalt gegen Frauen und Männer keinen Platz haben.

• Wir sehen das Einschreiten gegen sexistisches Verhalten und sexuelle 
Belästigung als Selbstverständlichkeit und Führungsaufgabe. Wir wollen alle 
Verantwortlichen sensibilisieren und in Initiativen einbeziehen.

Wir wenden klare Leitlinien zum Umgang mit Sexismus und sexueller 
Belästigung an.

Wir informieren über das Verbot der Benachteiligung (wegen des Geschlechts) 
und sexueller Belästigung und richten Beschwerdestellen nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ein.

Prävention und Sensibilisierung stehen an erster Stelle. Wir verbessern daher 
die Verbreitung von Informationen über Sexismus, sexuelle Belästigung und 
sexualisierte Gewalt, individuelle Handlungsmöglichkeiten und Beratungs­
angebote.

Wir wollen die Zugänge für Frauen zur Kultur- und Medienbranche erleichtern 
und die Repräsentanz von Frauen auf Bildschirmen und Bühnen erhöhen.
Wir setzen uns noch stärker dafür ein, die Zugangsmöglichkeiten für Frauen in 
Führungspositionen zu verbessern.

■ Wir motivieren alle, Verantwortung zu übernehmen und sich gegen Sexismus 
und sexualisierte Gewalt in Kultur und Medien, im öffentlichen Raum und am 
Arbeitsplatz einzusetzen und Betroffenen zu helfen.

• Wir verstehen es als eine Aufgabe aller 
gesellschaftlichen Kräfte, Sexismus und 
sexualisierte Gewalt in all ihren 
Erscheinungsformen zu verhindern 
und zu beenden.
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A.A
Deutscher" 

Städtetag
26. Oktober 2021

Statement von Burkhard Jung, Präsident des Deutschen Städtetages, zur Unterzeichnung 
der gemeinsamen Erklärung „Gemeinsam gegen Sexismus und sexuelle Belästigung"

Gemeinsam mit Christine Lambrecht, Ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
hat Burkhard Jung, Präsident des Deutschen Städtetages, heute die „Gemeinsame Erklärung 
gegen Sexismus und sexuelle Belästigung" unterzeichnet und machte damit deutlich, dass 
die Städte allen Formen von Sexismus und sexualisierter Gewalt entgegentreten:

„Wir stehen als Städte für eine offene Gesellschaft ein, in der Diskriminierungen aufgrund 
des Geschlechts keinen Raum haben. Wir müssen gemeinsam dafür sorgen, dass 
Rollenstereotype weiter abgebaut werden. Das fängt mit der frühkindlichen Erziehung an 
und muss in Bildungseinrichtungen weiter vertieft werden. Dann schaffen wir auch die 
Voraussetzung dafür, dass junge Menschen ihren Berufsweg unabhängig vom Geschlecht 
einschlagen. Wenn wir sexistische Bemerkungen und Gesten in unserer Mitte dulden, kann 
das Einzelne zu handfesten Belästigungen oder sogar sexualisierter Gewalt ermutigen. 
Deswegen müssen wir aufmerksam hinsehen und geschlossen einschreiten, wenn Menschen 
aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert werden. Die Städte wollen Orte des freien und 
friedlichen Zusammenlebens sein. Wir müssen aufklären und sehr sensibel erspüren, wo aus 
Geschlechterklischees in den Köpfen herabwürdigendes Verhalten droht. Die Erklärung 
„Gemeinsam gegen Sexismus und sexuelle Belästigung!" ist ein öffentlicher Aufruf, noch 
besser aufeinander Acht zu geben. Gemeinsam müssen wir allen Formen sexualisierter 
Gewalt entschieden entgegentreten."

Hintergrund
Weitere Erst-Unterzeichnerinnen der Erklärung sind Christina Ramb, Hauptgeschäftsführung 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Claudia Hartwich, Senior 
Director Human Resources und Mitglied der Geschäftsleitung Microsoft Deutschland GmbH, 
Carola Unser, Intendantin des Hessischen Landestheater Marburgs sowie Ursula Karven, 
Schauspielerin und Unternehmerin. Mit der Gemeinsamen Erklärung bekennen sich die 
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner dazu, die Bekämpfung von Sexismus als Aufgabe aller 
gesellschaftlichen Kräfte anzuerkennen und Sexismus sowie sexualisierte Gewalt in all ihren 
Erscheinungsformen zu verhindern und zu beenden.

Die Erklärung ist abrufbar unter:
https://www.bmfsfi.de/resource/blob/186582/9d873120115dlcl951dc2eale4cf9358/2021
1026-sexismuserklaerung-data.pdf

1
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Bericht zum Antrag der Stadtratsfraktion der SPD vom 10.01.2022 „Gemeinsam gegen 
Sexismus und sexuelle Belästigung“  
 
Die Stadtverwaltung hat sich zur aktiven Verwirklichung der Menschenrechte verpflichtet. Die 
Mitarbeitenden müssen deshalb sowohl intern als auch gegenüber Dritten frei von Vorurtei-
len und Diskriminierung sowie geprägt von der Wertschätzung gegenüber allen Menschen, 
unabhängig von Geschlecht, Nationalität, ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschau-
ung, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung und Identität handeln (vgl. Nr. 3.1.4 ADON). 
 
Es ist den Mitarbeitenden insbesondere untersagt, andere am Arbeitsplatz oder in sonstigem 
Zusammenhang mit dem Dienst sexuell zu belästigen (Nr. 3.1.5 ADON). 
 
Auf Initiative des GPR und im Hinblick auf den Antrag der SPD Stadtratsfraktion vom 
10.01.2022 sowie auf den gemeinsamen Antrag der SPD Stadtratsfraktion, der Stadtratsfrak-
tion von Bündnis 90/Die Grünen und der Stadträtin Alexandra Thiele, Die Guten, vom 
08.03.2022 wurde unter Beteiligung von GST die Dienstvereinbarung zum Schutz vor sexu-
eller Belästigung und Diskriminierung am Arbeitsplatz erarbeitet.(Inkrafttreten: 01.05.2023) 
 
Besonderen Wert wird dabei auch auf den vorbeugenden Charakter dieser Dienstvereinba-
rung gelegt. Wer andere Menschen insbesondere aus rassistischen Gründen oder wegen 
der ethnischen oder sozialen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität benachteiligt oder belästigt, be-
greift sie nicht als gleichberechtigt, sondern als minderwertig oder gar als Objekte. Ein derar-
tiges Verhalten Anderen gegenüber kann die Stadtverwaltung weder akzeptieren noch dul-
den. Es muss daher bereits im Vorfeld alles unternommen werden, um derartige Benachteili-
gungen und Belästigungen gar nicht erst entstehen zu lassen. Die Verantwortung dafür liegt 
nicht nur bei den Führungskräften, sondern bei allen Mitarbeitenden. 
 
Der Abschluss der Dienstvereinbarung wurde durch AdO Nr. 17 A vom 12.05.2023 bekannt-
gegeben. Hierdurch ist dann die im Antrag vom 10.01.0222 der SPD-Stadtratsfraktion im 
Hinblick auf Benachteiligung, Sexismus und sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz vorge-
schlagene Weiterentwicklung der Rahmendienstvereinbarung für eine gewaltfreie Stadtver-
waltung (RDV Sicherheit) aus Sicht von PA nicht mehr erforderlich. 
 
Gleichzeitig wurde für die Beschäftigungsdienststellen der Stadt Nürnberg einschließlich der 
Schulen und Eigenbetriebe eine Beschwerdestelle nach § 13 des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes (AGG), die beim Personalamt (PA/3-1) angesiedelt ist, eingerichtet 
(„AGG-Beschwerdestelle“): Dienstaufsichtliche und Soziale Angelegenheiten - Personalamt 
  
Mitarbeitende, die sich aus einem der in § 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) genannten Benachteiligungsmerkmals benachteiligt sehen, können sich – wie bisher 
schon – an folgende Stellen wenden: 

- die Beauftragte für Diskriminierungsfragen Stabstelle Menschenrechtsbüro & Frauen-
beauftragte beim Bürgermeisteramt: Stadt des Friedens und der Menschenrechte, 

- die Frauenbeauftragte/Gleichstellungsbeauftragte 
- die jeweiligen Vorgesetzten, 
- ihre Beschäftigungsdienststelle, 
- die Personal- und/oder Schwerbehindertenvertretung, 
- das Personalamt (z. B. Personalberatung) 

 
Durch die Einführung der AGG-Beschwerdestelle und die „Verortung bei PA“ wird nun auch 
formell dem § 13 AGG Rechnung getragen. 
 
Nürnberg, 12.02.2025 
Personalamt      Gleichstellungstelle 
gez. Sembritzki     gez. Schouten 

Ö  1Ö  1
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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Ältestenrat und Finanzausschuss 19.03.2025 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Mitgliedschaft im Verein zur Förderung des Regionalparks Pegnitz-Rednitz-Regnitz e.V. 
 
Anlagen: 

Satzung des Regionalpark-Fördervereins 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
 
Ein Regionalpark ist ein informelles und strategisches Instrument zur Freiraum- und 
Landschaftsentwicklung in Verdichtungsräumen. Wesentlich ist der Fokus auf die 
Kulturlandschaft und ihre Qualifizierung für landschaftsverträgliche Formen der Naherholung. 
Der Verein zur Förderung des Regionalparks Pegnitz-Rednitz-Regnitz e.V. verfolgt das Ziel, für 
den Kern der Metropolregion einen solchen Regionalpark ins Leben zu rufen und vorhandene 
Kräfte und Akteure in diesem Sinn zu bündeln. Mit dem "Erlebnisweg Wallensteins Lager" in den 
Städten Stein, Oberasbach und Zirndorf hat der Förderverein erfolgreich ein Projekt angestoßen. 
das exemplarisch für die Regionalpark-Idee steht. 
 
In der Sitzung des Umweltausschusses am 02.10.2024 hat der Förderverein zu seinen 
Zielsetzungen und Aktivitäten informiert. Auf dieser Grundlage hat der Umweltausschuss 
einstimmig beschlossen, den Wunsch nach einer Mitgliedschaft im Förderverein an den 
Ältestenrat und Finanzausschuss heranzutragen. 
 
Die Kosten für die Mitgliedschaft liegen bei 100 € pro Jahr. 
 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

Ö  2Ö  2
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 Gesamtkosten       € Folgekosten 100 € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten 100 € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Deckung aus dem bei Ref.III vorhandenen Budget 

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja       
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4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Ältestenrat und Finanzausschuss stimmt der Mitgliedschaft der Stadt Nürnberg im Verein 
zur Förderung des Regionalparks Pegnitz-Rednitz-Regnitz e.V. sowie der Entrichtung des 
Mitgliedsbeitrags in Höhe von 100 € pro Jahr zu.  
 
Die Vertretung der Stadt Nürnberg im Förderverein erfolgt über den Geschäftsbereich Umwelt. 
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Vereinssatzung 
 
des Vereins zur Förderung des Regionalparks Pegnitz-Rednitz-Regnitz e.V. 
 
nach dem Beschluss der Mitgliederversammlung vom 20. Oktober 2014 
 
Präambel 
 
1. Zur Bewahrung, Weiterentwicklung und Qualifizierung der Kulturlandschaft  sowie zur Förderung 

ihrer Erlebbarkeit für die Bürgerinnen und Bürger im Umfeld der Städteachse Nürnberg / Fürth / 
Erlangen / Schwabach wird der ‚Verein zur Förderung des Regionalparks Pegnitz-Rednitz-Regnitz 
e.V.‘ gegründet.     

        
2. Der Verein setzt sich zum Ziel, im Nahbereich des städtischen Ballungsraumes um Nürnberg, 

Fürth, Erlangen, Schwabach und umgebender Landkreise die Belange der 
Kulturlandschaftspflege- und Entwicklung sowie die Möglichkeiten für eine angepasste und 
verträgliche Erholungsnutzung nachhaltig zu unterstützen und zu fördern. 

     
3. Um die genannten Ziele in Kooperation mit anderen Vereinen und Institutionen umsetzen zu 

können, erhält die Gebietskulisse im Tätigkeitsbereich des Vereins die umgreifende Bezeichnung 
„Regionalpark Pegnitz-Rednitz-Regnitz“ 

 
 
 
§ 1 – Name, Sitz und Geschäftsjahr 
 
 
1. Der Verein führt den Namen ‚Verein zur Förderung des Regionalparks Pegnitz-Rednitz-Regnitz‘. 

Er ist in das Vereinsregister eingetragen und führt den Zusatz ‚e.V.‘ 
 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Nürnberg. 

 
3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
 

 
§ 2 -  Zweck des Vereins 
 
 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Naturschutzes und von Maßnahmen zur Bewahrung, 

Weiterentwicklung und Qualifizierung der Kulturlandschaft sowie für eine angepasste und 
landschaftsverträgliche Erholung im Sinne von Teil 6 des Bayerischen Naturschutzgesetzes 
(BayNatSchG) ‚Erholung in der freien Natur‘.  
 

2. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Umsetzung eines umfassenden 
Regionalparkkonzeptes. 
 
Der Verein unterstützt die Entwicklung, Fortschreibung und laufende Abstimmung des 
Regionalparkkonzeptes mit allen beteiligten Kommunen, Vereinen und Institutionen. 
 
Der Verein wirbt unter dem Titel ‚Regionalpark Pegnitz-Rednitz-Regnitz‘ in der Öffentlichkeit für 
eine angemessene Aufmerksamkeit und versucht auf der Grundlage des Regionalparkkonzeptes 
finanzielle Mittel aus entsprechenden Förderprogrammen des Freistaates Bayern, der 
Bundesrepublik Deutschland, der EU sowie aus privaten Spenden zu akquirieren, um Projekte im 
Regionalpark zu unterstützen. 
 
Der Verein wirkt mit am fachlichen Austausch  von Ideen, Erfahrungen und Konzepten innerhalb 
der in Deutschland tätigen ‚Regionalparke‘. Auf regionaler Ebene beteiligt er sich bzw. gibt 
Anstöße zu Themen der Kulturlandschaftsentwicklung und Erholung. 

Ö  2Ö  2
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Der Verein entwickelt Kontakte zu Vertretern und Institutionen der wesentlichen Akteure in der 
Kulturlandschaft wie Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft oder Wandervereinen, um seine 
Bemühungen mit denen anderer Akteure zu koordinieren. 
 
Der Verein kann zu seiner fachlichen Unterstützung einen Beirat mit kompetenten 
Persönlichkeiten aus den Bereichen Kulturlandschaft und Erholung einrichten. 
 
 

 
§ 3 – Gemeinnützigkeit 
 
 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

‚Steuerbegünstigte Zwecke‘ der Abgabenverordnung. 
 
2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

 
 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  
 

 
4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
 

 
§ 4 – Beiträge und Vereinswirtschaft 
 
 
1. Der Verein wirtschaftet nach Maßgabe des von der Mitgliederversammlung genehmigten 

Wirtschaftsplanes. 
 
2. Der Verein erhebt Beiträge von den Mitgliedern nach Maßgabe der Beitragsordnung. Zur 

Durchführung des Vereinszwecks kann der Verein zweckgebundene und freie Zuwendungen und 
Spenden einwerben sowie Teilnehmerentgelte und Auslagenerstattungen unmittelbar erheben. 

 
3. Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts können von der Zahlung von Mitgliedsbeiträgen 

nach Beschluss der Mitgliederversammlung befreit werden. 
 
 

 
§ 5 – Mitgliedschaft 
 
 
1. Stimmberechtigte Mitglieder des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen 

werden, die in den Bereichen Landschaftsarchitektur, Städtebau, Tourismus und 
Regionalentwicklung fachlich ausgewiesen sind bzw. durch ihre beruflichen Kenntnisse befähigt 
sind, die Vereinszwecke zu fördern, sowie Gebietskörperschaften und deren Zusammenschlüsse. 
Der Verein kann fördernde Mitglieder mit Anhörungs- und Rederecht aufnehmen.  Die 
Mitgliedschaft wird erlangt durch eine schriftliche Beitrittserklärung und deren Annahme durch den 
Vorstand. Daneben kann der Verein auch Ehrenmitglieder ernennen. 

 
2. Die Mitgliedschaft erlischt durch: 

 
- Austritt 
- Ausschluss 
- Tod, bei juristischen Personen durch Auflösung 
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Der Austritt muss dem Vorstand unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens einem 
Monat zum Jahresende schriftlich erklärt werden. Er ist mit Zugang der Erklärung beim Vorstand 
wirksam. Der Beitrag für das laufende Jahr, in dem die Mitgliedschaft erlischt, ist zu zahlen. 

 
3. Ein Ausschluss kann durch die Mitgliederversammlung erfolgen, wenn das auszuschließende 

Mitglied die Interessen des Vereins grob verletzt oder trotz schriftlicher Mahnung mit der Zahlung 
eines Jahresbeitrages mehr als sechs Monate rückständig ist. Der Ausschluss wird vom Vorstand 
mitgeteilt. 

 
4. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen rückständige Beiträge oder sonstige Verpflichtungen 

dem Verein gegenüber nicht. 
 
 
 
§ 6 – Organe 
 
 
Die Organe des Vereins sind: 
 
1. die Mitgliederversammlung 
2. der Vorstand 

 
 

 
§ 7 – Mitgliederversammlung 
 
 
1. Eine Mitgliederversammlung ist mindestens einmal jährlich unter Einhaltung einer Einladungsfrist 

von vier Wochen vom Vorstand schriftlich einzuberufen. 
 
2. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Aufgaben zuständig: 

 
  1  Beschlussfassung über Satzungsänderungen 
  2 Beschlussfassung über die Beitragsordnung 
  3  Wahl des Vorstandes 
  4  Genehmigung der Geschäftsordnung für Vorstand und Beirat 
  5  Wahl zweier Vertreter der Mitgliederversammlung, die den Verein bei Rechtsgeschäften 

mit den Vorstandsmitgliedern vertreten 
  6  Wahl des Beirates 
  7  Genehmigung des Wirtschaftsplanes (Etat) und des Stellenplanes 
  8  Beschlussfassung über genehmigungsbedürftige Geschäfte nach § 9, Absatz 4 
  9  Beschlussfassung über vorliegende Anträge 
10  Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes des Vorsitzenden 
11  Entgegennahme des Kassenberichtes 
12  Entlastung des Vorstandes 
13  Ernennung von Ehrenmitgliedern 
14  Beschlussfassung über den Ausschluss eines Mitgliedes 
15  Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins 
 

Die Beschlussfassung zu Nr. 1,14 und 15 erfolgt mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden 
Mitglieder. 
 
3. Anträge an die Mitgliederversammlung können gestellt werden 
 

a.) von den Mitgliedern 
b.) vom Vorstand 

 
 
4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist unter Einhaltung einer Einladungsfrist von vier 

Wochen mit schriftlicher Tagesordnung einzuberufen, wenn mindestens 1/4 der Mitglieder dies 
beantragen. 
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5. Jede Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung der Mitgliederversammlung hinzuweisen. Bei 
Beschlüssen entscheidet die einfache Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten, soweit nicht 
eine andere Mehrheit vorgeschrieben ist. Ein Mitglied kann sein Stimmrecht schriftlich auf ein 
anderes Mitglied übertragen; kein Mitglied kann mehr als drei Stimmrechte ausüben. Personen, 
die sich der Stimme enthalten, gelten als nicht anwesend. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 

 
6. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
 
 
 
§ 8 – Vorstand 
 
 
1. Der Vorstand besteht aus der/dem Vorsitzenden und zwei vertretungsberechtigten Stellvertretern 

sowie einer von der Mitgliederversammlung zu bestimmenden Zahl von weiteren 
Vorstandsmitgliedern. Der erste Stellvertreter übernimmt die Aufgaben der Verwaltung, der zweite 
Stellvertreter die der Finanzen. Dies wird durch Beschluss der Mitgliederversammlung bei der 
Wahl des Vorsitzenden festgelegt. Der/Die Vorstandsvorsitzende und die stellvertretenden 
Vorstandsmitglieder vertreten den Verein nach außen jeweils allein. Im Übrigen wird der Verein 
durch jeweils zwei Vorstandsmitglieder vertreten. Der Vorstand kann für einzelne 
Geschäftsbereiche besondere Vertreter nach § 30 BGB bestellen. 

 
2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung jeweils für die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Der Vorstand führt die Geschäfte bis zur Neuwahl fort. Wiederwahl ist möglich. Die Wahl kann nur 
aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober Pflichtverletzung, widerrufen werden.  

 
3. Der Vorstand führt die Geschäfte nach Maßgabe der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und 

unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Beirates sowie der Satzung. Der Vorstand bereitet 
die Mitgliederversammlungen vor und berichtet dem Beirat und der Mitgliederversammlung über 
seine Tätigkeit. Finanzielle Unterstützung von Projekten, die den Zielen des Vereins entsprechen, 
können vom Vorstand festgelegt werden. Der Vorstand berichtet darüber in der 
Mitgliederversammlung und legt eine Schlussrechnung vor.  

 
4. Kreditaufnahmen, Bürgschaften u.ä., Miet- und Pachtverträge, der Erwerb, die Veräußerung und 

Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten über einen Betrag von € 5.000,-- 
pro Geschäftsvorfall bedürfen der Genehmigung der Mitgliederversammlung, soweit die 
Genehmigung nicht im Rahmen des festgestellten Wirtschaftsplanes als erteilt gilt. 

 
5. Der Vorstand wird ermächtigt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung vorzunehmen, von 

denen das Registergericht die Eintragung in das Vereinsregister oder das Finanzamt für 
Körperschaften die Anerkennung als gemeinnützig abhängig macht. Er unterrichtet darüber 
unverzüglich die Mitglieder. 

 
6. Rechtsgeschäfte mit den Vorstandsmitgliedern (Dienstverträge etc.) können nur durch die dafür 

von der Mitgliederversammlung gemäß § 7, Absatz 2, Nr. 5 gewählten Mitglieder beschlossen 
werden. Die Mitglieder vertreten den Verein gemeinschaftlich.  
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§ 9 – Beirat 
 
 
1. Der Beirat unterstützt den Vorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben. 
 
2. Die Mitglieder des Beirates werden auf Vorschlag der Mitgliederversammlung vom Vorstand 

berufen. Der Beirat arbeitet auf der Grundlage einer Geschäftsordnung, die der Vorstand 
entwickelt. Die Zusammensetzung des Beirates ist in der Geschäftsordnung geregelt. 

 
3. Der Vorsitz und die Stellvertretung werden durch die Mitglieder des Beirates mit einfacher 

Mehrheit bestimmt. 
 

4. Die Beiratsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.  
 
 

 
§ 10 – Auflösung 
 
 
Über die Auflösung des Vereins entscheidet eine hierfür besonders zu berufende 
Mitgliederversammlung gemäß § 7 Absatz 2, Nummer 15 mit 2/3 Mehrheit der anwesenden 
Stimmberechtigten, wobei Personen, die sich der Stimme enthalten, als nicht anwesend gelten. Die 
Abstimmung ist namentlich vorzunehmen. 

 
Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks fällt das Vermögen des 
Vereins zu gleichen Teilen an den ‚Verein Naherholungsgebiet Sebalder Reichswald e.V.‘, den ‚Verein 
Naherholungsgebiet Lorenzer Reichswald und Umgebung e.V.‘, sowie den ‚Verein für Naherholung 
und Landschaftspflege um Erlangen e.V., die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke zu verwenden haben. 
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Beschlussvorlage 
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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Ältestenrat und Finanzausschuss 19.03.2025 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Schlussfolgerungen aus der Covid 19 Pandemie 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen, CSU- Stadtratsfraktion und der 
SPD- Stadtratsfraktion vom 12.10.2023 
 
Anlagen: 

Antrag_Schlussfolgerungen aus der Covid 19_CSU, SPD, Grüne 
Ergebnisbericht AG Pandemie Krisenmanagement 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Im Herbst 2023 stellten die Stadtratsfraktionen von CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
einen gemeinsamen Antrag zu „Schlussfolgerungen aus der Covid 19 – Pandemie für den 
kommunalen Bevölkerungs- und Katastrophenschutz“. Insbesondere sollte beleuchtet werden, 
wo das System zur mehrjährigen (Pandemie-) Lagebewältigung an seine Grenzen gestoßen ist 
und welche Schlussfolgerungen (Lessons Learned) für zukünftige Groß(schadens)lagen 
hieraus gezogen werden können. Der Auftrag an die Verwaltung wurde in der Referentenrunde 
diskutiert und ergänzt: Im Mittelpunkt der Betrachtung soll zudem die „Resilienzfähigkeit der 
Verwaltung bei zukünftigen multiplen Krisen“ stehen. Die Federführung der Nachbetrachtung 
wurde Ref. III und diesem nachgeordnet Gh zugeteilt. Zur Bearbeitung des Auftrages wurde 
eine "Arbeitsgruppe Pandemie / Krisenmanagement‘ (AG) ins Leben gerufen. Dort waren die 
Bereiche Ref. I/II, DiP, FW für 3. BM und Gh für Ref. III vertreten. Der Ergebnisbericht der AG 
mit entsprechenden Empfehlungen liegt nun vor. 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Es ist davon auszugehen, dass bei der Umsetzung des aus dem gemäß Beschluss zu 
erstellenden Konzeptes Kosten entstehen werden. Diese sind derzeit aber noch nicht 
absehbar. Zur Umsetzung des vorzulegenden Konzeptes bedarf es ggf. weiterer 
Beschlüsse. 

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

Ö  3Ö  3
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 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

siehe Begründung unter finanzielle Auswirkungen 

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja       
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4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   BgA, Ref. I/II, DiP, 3. BM, FW 
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Beschlussvorschlag: 
 
 
Die Verwaltung wird damit beauftragt, die im Bericht unter Punkt 3.3. vorgeschlagene 
Arbeitsgruppe (AG) unter Leitung von BgA zu installieren. 
 
Die AG hat den Auftrag die weiteren unter Punkt 3 aufgeführten Handlungsempfehlungen des 
Berichtes konzeptionell auszuarbeiten und umzusetzen. Übergeordentes Ziel ist die 
Etablierung eines stadtweiten resilienten Krisenmanagements. 
 
Die Umsetzung der Handlungsempfehlung unter Punkt 3.2.2 obliegt FW. 
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An den Oberbürgermeister 
der Stadt Nürnberg 
Marcus König 
Rathaus 
90403 Nürnberg

Nürnberg, 12. Oktober 2023 
Antragsteller: Prof. Dr. Scheurlen / Dr. Blaschke / Pflaum

Schlussfolgerungen aus der Covid 19-Pandemie für den kommunalen 
Bevölkerungs- und Katastrophenschutz

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

die COVID-19-Pandemie hat uns ins Bewusstsein gerufen, wie wichtig gut aufgestellte Strukturen 
und eine gut vorbereitete Bevölkerung in Krisenlagen sind.

Im Rahmen des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes und des Pandemieplans der Stadt­
verwaltung verfügte Nürnberg selbstverständlich bereits vor Beginn der Corona-Pandemie im 
Februar 2020 über Strukturen zur Reaktion auf Katastrophen, bei denen Leben oder Gesundheit 
einer Vielzahl von Menschen gefährdet sind. Diese Strukturen wurden in Übungen wiederholt 
überprüft und angepasst. Die bisher letzte Großübung mit städtischen Dienststellen, einschließ­
lich der Feuerwehr, Rettungsdiensten, Krankenhäusern und weiteren Beteiligten hatte im Mai 
2019 anlässlich der Überprüfung des externen Notfallplans stattgefunden.

Die im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben eingerichteten Strukturen des Katastrophenschutzes 
waren - in Nürnberg wie andernorts - jedoch nicht für eine mehrjährige pandemische Krisenlage 
vorgesehen. Weitere Instrumente wie der Influenzapandemieplan oder der Notfallaufgabenglie­
derungsplan der Stadtverwaltung stießen schnell an Grenzen. Im Verlauf der Pandemie wurden 
daher mit sehr großem Engagement immer wieder erfolgreich ad hoc Lösungen gefunden. Die 
Stadtverwaltung zeigte hierbei eine beeindruckende Leistungsfähigkeit.

Mit dem Abklingen der Corona-Pandemie sollte dennoch die Arbeit zur Bewältigung der Pande­
mie der vergangen drei Jahre systematisch evaluiert werden, um organisatorisch auf zukünftige 
pandemische Lagen besser vorbereitet zu sein. Denn leider gehen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler davon aus, dass Pandemien in Zukunft häufiger auftreten und höhere Todes­
zahlen verursachen können.

Vor diesem Hintergrund stellen die drei Stadtratsfraktionen von CSU, SPD und BÜNDNIS90/DIE 
GRÜNEN zur Behandlung im zuständigen Ausschuss folgenden:

Ö  3Ö  3
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Antrag:

Die Verwaltung

berichtet, inwieweit bestehende Strukturen des Pandemieplans der Stadtverwaltung 
Nürnberg während der Corona-Pandemie geeignet waren, auf die Anforderungen einer 
mehrjährigen pandemischen Lage zu reagieren, und wo diese an ihre Grenzen gestoßen 
sind;

zeigt auf, welche Schlussfolgerungen in der Organisation für künftige pandemische Lagen 
gezogen wurden.

Mit freundlichen Grüßen

Andreas Krieglstein Christine Kayser Achim Mletzko
CSU-Fraktionsvorsitzender SPD-Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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Einleitung 

Im Herbst 2023 stellten die Stadtratsfraktionen von CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

eine gemeinsame Anfrage zu „Schlussfolgerungen aus der Covid 19 – Pandemie für den kommu-

nalen Bevölkerungs- und Katastrophenschutz“. Insbesondere sollte beleuchtet werden, wo das 

System zur mehrjährigen (Pandemie-) Lagebewältigung an seine Grenzen gestoßen ist und wel-

che Schlussfolgerungen (Lessons Learned) für zukünftige Groß(schadens)lagen hieraus gezogen 

werden können. 

 

Der Auftrag an die Verwaltung wurde durch einen Beschluss der Referentenrunde nochmals kon-

kretisiert bzw. ergänzt. Im Mittelpunkt der Betrachtung soll zudem die „Resilienzfähigkeit der Ver-

waltung bei zukünftigen multiplen Krisen“ stehen. 

 

Die Federführung der Nachbetrachtung wurde Ref. III und diesem nachgeordnet Gh zugeteilt. Zur 

Bearbeitung des Auftrages wurde eine ‚Arbeitsgruppe Pandemie / Krisenmanagement‘ (AG) ins 

Leben gerufen. Diese setzte sich aus jeweiligen Vertretern von Ref. I/II, DiP, FW für 3. BM und Gh 

für Ref. III zusammen.  

 

Es lohnt sicher der Blick zurück, dennoch ist es nach übereinstimmender Auffassung wenig 

zielführend, zu sehr auf Fehlern, Problemen und Hindernissen zu bestimmten Zeitabschnitten der 

rund dreijährigen Pandemie-Dauer zu blicken. Die AG möchte vielmehr die positiven Lehren, die 

Veränderungen und Verbesserungen in Handlungssträngen, Vorgehen und Führung herausarbei-

ten und weitere Impulse für eine Fortentwicklung einer gesteigerten Resilienz-Fähigkeit der Stadt-

verwaltung aufzeigen. 

Nichts desto trotz müssen Probleme und Fragestellungen, die bis zuletzt in den drei Jahren 

der Krise nicht ausgeräumt bzw. gelöst werden konnten, erfasst und aufgegriffen werden. 

Demnach wurden die wesentlichen Erfahrungen aus dem Pandemie-Krisenmanagement zusam-

mengetragen. Hierzu erfolgte auch eine Abfrage an alle Dienststellen über die jeweiligen Referate 

mit folgender zentraler Fragestellung: „Gibt es wichtige Punkte / Erkenntnisse / Fragestellungen / 

Probleme aus Ihrem Dienstbetrieb, die bis zum Ende der Pandemie nicht ausgeräumt bzw. gelöst 

werden konnten, die Ihrer Auffassung nach in Vorbereitung auf zukünftige Krisen aufgegriffen wer-

den sollten?“ 
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1. Vorgehen 

In der AG wurde nachstehendes Säulenmodell erarbeitet, um die jeweiligen Erkenntnisse aus der 

Pandemie clustern zu können: 

 

 

 

 

Inhalte der zu betrachtenden Säulen: 

 Regelwerke:  

Notfallaufgabengliederungsplan, Pandemieplan, Hygienekonzepte, Vorgaben verschie-

denster Bundes- und Länderministerien, RKI-Empfehlungen, …  

 

 Ressourcen:  

Pandemielager (intern vs. extern), Rollierung, Schichtmodelle, Home-Office, Netzwerke, 

IT, Experten/Fachberater, ‘freie’ Mitarbeiterressourcen, ….  

 

 Führungs-Struktur:  

FüGK/Koordinierungsgruppe, Referate, Sonder-Ref B, Arbeitskreise, Leitungsgremien der 

Dienststelle(n), Besondere Aufbauorganisation Gh, Stab Örtliche Einsatzleitung, AG 

Corona, … 

 

 Kommunikation / Schnittstellen:  

Kommunikationswege intern – extern, horizontal-vertikal, Eingang – Ausgang, versch. 

übergeordnete Ministerien, KRITIS, … 
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2. Betrachtung / Auswertung anhand des Säulenmodelles 

Nach dem entwickelten Säulenmodell muss ein resilientes, stadtverwaltungsinternes Krisenma-

nagement auf den vier stabilen Säulen gründen, um ein stadtweit wirkendes Krisenmanagement 

sicher tragen zu können. Im Verlauf werden auf Basis dieser vier Säulen die Erkenntnisse aus der 

Krisenbewältigung im Pandemieverlauf betrachtet und daraus resultierende Empfehlungen der AG 

für ein zukünftiges Agieren formuliert. 

 

2.1 Säule Regelwerke 

Der Stadt Nürnberg stehen bereits belastbare Regelwerke zur Bewältigung von Krisensituationen 

zur Verfügung. An dieser Stelle werden einige der AG bekannten Konzepte aufgeführt. Zudem 

wird auch das notwendige Handling der Unmenge an übergeordneten Regelungen betrachtet. 

 

 Geschäftsanweisung Großschadens-, Koordinierungs- und Katastrophenereignisse 

für die Stadt Nürnberg (GGKK) 

Sobald sich Krisen abzeichnen, bedarf es eines schnell verfügbaren, entscheidungsbefug-

ten, in Notsituationen erfahrenen und trainierten Teams zur Abwehr von Gefährdungs- oder 

Großschadenslagen von koordinierungsbedürftigen Ereignissen und Katastrophen für die 

Stadt Nürnberg. Hierzu haben sich die Anwendung und der Vollzug der GGKK bewährt. 

Wichtig hierfür waren in der Vergangenheit Schulungen und Übungen seitens der Feuer-

wehr (FW), die dauerhaft und regelmäßig fortzuführen sind. Es empfiehlt sich, Grundschu-

lungen und Übungen im Bereich der Katastrophenschutzorganisation sowie der Stabsar-

beit der Stadt auch auf andere in Krisen relevante Bereiche der Stadtverwaltung auszuwei-

ten. Die Identifikation dieser Bereiche wird im weiteren Verlauf eingehend erläutert. 

 

 Notfallaufgabengliederungsplan (NAGP) 

Der Notfallaufgabengliederungsplan war konzipiert als ein Regelwerk, das insbesondere in 

der Anfangsphase einer epidemischen Lage bei noch unklarer Auswirkung eines gesund-

heitsgefährdenden Infektionsgeschehens ein ‘Ad-Hoc-Mittel’ zur Sicherstellung der Hand-

lungsfähigkeit in den exekutiven Kernbereichen darstellt, um hohe Personalausfälle durch 

dienststelleninterne Schwerpunktbildungen kompensieren oder durch die Lage entste-

hende Zusatzarbeitsbelastungen mit Personalverlagerungen abdecken zu können.  

 

Grundsätzlich hat sich gezeigt, dass die Definition von unbedingt zu leistenden Pflichtauf-

gaben sehr stark vom jeweiligen Umfeld und insbesondere von der Dauer des Ereignisses 

abhängig ist. Die zunehmende Digitalisierung hat speziell für den Fall von Pandemien viele 

neue Möglichkeiten geschaffen, auf die wiederum bei Blackout-Ereignissen nicht zurück-

gegriffen werden kann. Grundsätzlich sind daher schnell handlungsfähige Strukturen als 
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zielführender anzusehen als die reine Auflistung von stadtweiten Festlegungen zu vorzu-

haltenden Aufgaben (Ausnahme: Blackout-Planungen mit Festlegung von grundlegenden 

und absolut dringlichen Verwaltungsdienstleistungen). 

 

Davon unberührt sind Notfallpläne von Dienststellen und Eigenbetrieben, die u.a. prioritäre 

Aufgaben und zugehörige Personalressourcen in diversen Krisenszenarien beschreiben 

sollten (‘originäre Notfallaufgaben der Dienststellen’, z.B. Betrieb von Heime bei SHA oder 

Tierversorgung bei Tg). 

 

Die kommunale Ebene ist erster Ansprechpartner für die Menschen vor Ort. Eine jederzei-

tige Präsenz auch außerhalb normaler Geschäftszeiten ist in Krisen entscheidend für das 

Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und Bürger und damit auch für die Sicherheit und Ord-

nung in der Stadtgesellschaft. Bei allen Mitarbeitenden muss das Bewusstsein hierfür ge-

weckt werden. Zudem müssen Erreichbarkeiten von Schlüsselfunktionen in den Referaten, 

Dienststellen und Eigenbetrieben geregelt und sichergestellt werden. Ggf. sollten moderne 

Mittel zur ‘Alarmierung’ und ‘Lagemitteilung’ eingeführt und genutzt werden (z.B. FACT24 

Emergency-Notification-System (ENS+) und Crises-Incident-Management (CIM), Social-

Intranet, o.ä.).  

 

Ein allgemeines Krisenhandbuch der Stadt, in dem alle relevanten Regelungen, Pläne (z.B. 

GGKK etc.) und Prozesse zentral zusammengefasst verfügbar wären, ist anzuregen.  

Ein regelmäßiges Fortbildungsangebot in Sachen Bevölkerungsschutz, GGKK und (Krisen-

) Stabsarbeit über das städtische Fortbildungsprogramm wäre hier ein guter und gangbarer 

Weg. Hieran sollten v.a. Führungskräfte der allgemeinen Verwaltung teilnehmen. Dies 

könnte einen sehr nachhaltigen Beitrag zur städtischen Resilienzstrategie darstellen. 

 

 Besondere Aufbauorganisation des Gesundheitsamtes 

Das Gesundheitsamt hat sich während der Pandemie (im Jahr 2021) eine ‘Besondere Auf-

bauorganisation’ (BAO) gegeben und dieser alle der Krisenbewältigung zugeordneten Auf-

gaben, Bereiche und Ressourcen zugeordnet. Außerhalb von Besonderen Gefahrenlagen 

(BesoGef) arbeitet das Gesundheitsamt in den Strukturen der Allgemeinen Aufbauorgani-

sation (AAO). Sie ist die ständige Organisationsform, in der alle Aufgaben des Gesund-

heitsamtes außerhalb einer besonderen Gefahrenlage bewältigt werden können. Sind die 

Anforderungen an die gesundheitsbehördliche Aufgabenerfüllung so komplex und umfang-

reich, dass die Leistungsfähigkeit der AAO an ihre Grenzen stößt (besondere Gefahren-

lage, z.B. Pandemie), wird über die Einrichtung der BAO entschieden. 
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Es gelten dann neben den noch verbleibenden Strukturen und Aufgaben der AAO die zu 

etablierenden Strukturen und Aufgabenbereiche der BAO, welche eine zeitlich begrenzte 

Organisationsform darstellt. 

Die sich bildendende BAO-Stabsstruktur mit ihren Gremien und Sachgebieten ist bewusst 

sehr nahe an den gültigen Regelungen für Verwaltungs-, Einsatz- und Krisenstäbe gehal-

ten (u.a. KatS DV 100, Musterdienstanweisung FüGK und ÖEL der Kreisverwaltungsbe-

hörden in Bayern, …). 

Nicht ganz einfach stellte sich hier die Situation dahingehend dar, dass ein Wirken in den 

Strukturen einer BAO für fast alle Beteiligten ‘Neuland’ war. Sowohl der Wechsel von AAO 

in die BAO, als auch das Arbeiten in den Stabsstrukturen und einzelnen Sachgebieten 

konnten vorher nicht geübt werden. Das eigene Wirken in der jeweiligen BAO-Rolle bzw. -

Funktion lernten die Mitarbeitenden erst im eigentlichen Tun kennen und auszufüllen.  

An diesem Beispiel wird ersichtlich, dass jede Dienststelle davon betroffen sein kann, sich 

eine Art ‘Krisenstruktur’ (hier BAO) geben zu müssen. Es empfiehlt sich dringend, dies in 

Ruhe und Sorgfalt in der ‘friedlichen’ Zeit der ‘kalten Lage’ zu planen und insbesondere 

auch mit allen Akteuren zu üben. Somit wird verhindert, dass in der ‘heißen Lage’ ein so 

wichtiges Instrument mit ‘heißer Nadel gestrickt‘ und in der Folge einem ohnehin schon an 

den Grenzen der Leistungsfähigkeit agierenden Personalstamm eine neue, andere Struktur 

übergestülpt werden muss.  

Gh hatte während der Pandemie immer wieder die Notwendigkeit der Erfüllung sonstiger 

Aufgaben verifiziert und diese zugunsten der Krisenbewältigung teils eingeschränkt oder 

ausgesetzt. 

 

 Hygienekonzepte und betriebliche Infektionsschutzmaßnahmen 

Die Corona-Pandemie hat im Zeitraum von März 2020 bis Juni 2022 viele Erfahrungen und 

Erkenntnisse eines Dienstbetriebes unter Infektionsgefährdung gebracht. Durch die stetige 

Anpassung und Verbesserung von Hygienekonzepten und betrieblichen Infektionsschutz-

maßnahmen sowie das weitestgehend umsichtige Verhalten der Mitarbeitenden durch eine 

stetige und umfangreiche interne Kommunikation konnten kritische Personalausfälle wei-

testgehend vermieden werden. Die erstellten Konzepte sollten daher als ‘Blaupause’ für 

epidemische / pandemische Phasen mit kritischen Erregern verfügbar bleiben. 

Neben der Umsetzung von allgemeingültigen Vorgaben des RKI hat sich dabei das Zusam-

menspiel von Gh, der Klinikhygiene des Kh, FW und ASi bei der Bearbeitung von weiter-

gehenden Fragen bewährt. Die Zusammenarbeit wie z.B. in der AG Pandemie sollte auf 

Dauer gepflegt werden. Die Planungen zielen zunächst auf die Initialorganisation und -

strukturen ab und die Hygienekonzepte bilden die Grundlage für die festzulegenden be-

trieblichen Infektionsschutzmaßnahmen. Diese bedürfen im Anwendungsfall der erregerty-

pischen Anpassung.  
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Es hat sich bewährt, dass für den Großteil der Verwaltung unter Federführung von Ref. I/II mit 

PA die maßgeblichen Vorgaben rasch mit dem GPR abgestimmt und angeordnet werden. 

 

Für Eigenbetriebe und Dienststellen mit spezifischen Besonderheiten und/oder besonderen 

Gefährdungen (z.B. direkter Kontakt mit Infizierten, Umgang mit vulnerablen Gruppen, 

Schichtdienst in Gemeinschaftsräumen, usw.) müssen auch zukünftig ergänzende und 

darüberhinausgehende Konzepte durch die Dienststellen selbst erstellt und mit der örtli-

chen Personalvertretung abgestimmt werden. 

 

 Städtischer Pandemieplan 

Beginnend im Jahr 2009 hat sich die Stadtverwaltung im Rahmen der AG Pandemievor-

sorge intensiv auf eine mögliche Pandemie vorbereitet. In einem halbjährigen Sitzungstur-

nus wurde von den Mitgliedern (ASi, BÄD, FW, Gh, GPR, NüSt, OrgA, PA, ZD und Leitung 

Ref. I/II) der Pandemieplan der Stadtverwaltung Nürnberg erarbeitet. Dieser gliedert sich 

in einen nach innen gerichteten sowie einen nach außen gerichteten Teil. Zielsetzung war 

und ist es, trotz eingeschränkter Möglichkeiten und ohne Kenntnis des möglichen Erre-

gers den Betrieb der Stadtverwaltung weiterhin zu gewährleisten sowie vulnerable Bevöl-

kerungsgruppen ausreichend vor den Auswirkungen einer Pandemie zu schützen. Der 

Pandemieplan wurde vor der Corona-Pandemie 2018 letztmals überarbeitet. 

Im Nachgang zur Corona-Pandemie stellt sich nun folgende Frage: 

„Hat sich der Pandemieplan der Stadtverwaltung Nürnberg (P-Plan) während der Corona-

Pandemie bewährt?“ 

Um die Bewältigung einer möglichen Pandemie ohne die Kenntnis des Erregers zu bepla-

nen, wurden Festlegungen in den Bereichen Sensibilisierung, Grundkonzepte zum Pande-

mieschutz, Beschaffung von Pandemieschutzartikeln für die städtischen Beschäftigten 

(Pandemielager), Hygienekonzepte, Führungsorganisation im Pandemiefall, Struktur der 

Pandemiebeauftragten und Ansatz zum Erhalt der Handlungsfähigkeit der Verwaltung 

(Notfallaufgabengliederungsplan) geschaffen und umgesetzt.  

Viele Punkte, insbesondere die Einführung der Pandemiebeauftragten in den Dienststellen, 

haben sich während der Corona-Pandemie bewährt. Die Dimension der Corona-Pandemie 

ließ allerdings diese Planungen teilweise als zu ‚klein‘ erscheinen, da die Beplanung bei-

spielhaft anhand eines Influenzavirus erfolgte. Daher zeigten sich rückblickend auch ge-

wisse Schwächen, z.B. ohne Kenntnis des Erregerszenarios die Vorhaltung von Pande-

mieschutzausstattung richtig zu bemessen. Vor dem Hintergrund zusammenbrechender 

Lieferketten aufgrund der zunehmenden Abhängigkeiten von Produktion und Belieferung 

von Schutzausstattung aus dem Ausland, vor allem aus China, ergaben sich zusätzliche 

und nicht ausreichend im Voraus bedachte Problemstellungen. 
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Ebenso war die Qualifizierung der während der Pandemie beschafften Schutzausstattung 

eine immense Herausforderung, welche in einer Fortschreibung des Pandemieplanes deut-

lich stärker zu berücksichtigen ist.  

Die Vorab-Erstellung des Notfallaufgabengliederungsplanes für die Stadtverwaltung stellte 

seinerzeit in der Erstphase der Pandemie einen ersten Einstieg in die Arbeit dar, auch wenn 

es durch die ständige Variabilität der Gefährdungslage zu häufigen Anpassungen während 

der Pandemie kam.  

Hinzu kam damals eine schnelle Implementierung von Homeoffice-Möglichkeiten, welche 

sich zusätzlich positiv auf die Stabilität der Stadtverwaltung auswirkte. 

Die geschaffenen Organisationsstrukturen innerhalb der Stadtverwaltung haben sich größ-

tenteils grundsätzlich bewährt. Für die Zukunft sollte allerdings stärker auf eine ‚Schlank-

haltung‘ der Gremien geachtet werden.  

In den Fortschreibungen der Pandemieplanung sollte stärker auf die personalwirtschaftli-

chen und personalrechtlichen Aspekte von notwendigen, anlassbezogenen Änderungen 

von Aufgaben der städtischen Beschäftigten eingegangen werden. Hier gilt es, klare Vor-

gaben zu nötigen Personalverschiebungen zu machen, um negative, finanzielle Auswir-

kungen auf das Personalbudget der Stadt durch zusätzliches Personal zu begrenzen. 

 

 Übergeordnete Regelwerke und Vorgaben 

In einer so großen ‘Krise’ wie einer Pandemie waren zudem eine Vielzahl von sich ständig 

- der jeweiligen Situation und dem jeweiligen Kenntnisstand - angepassten gesetzlichen 

Vorgaben und Empfehlungen zu beachten und umgehend umzusetzen. Die Kreisverwal-

tungsbehörden wurden mit so vielen Verfügungen und Regelungen aus allen Bereichen 

konfrontiert, dass es schwerfiel, den Überblick zu wahren und für eine schnelle sach- und 

fachgerechte Umsetzung zu sorgen. Eine Vielzahl von Vorgaben, Verfügungen, Empfeh-

lungen und Schreiben gingen bei unterschiedlichsten Stellen der Stadtverwaltung ein.  

 

Um insbesondere bei solch langanhaltender und allumspannender ‘Krisenlage’ wie einer 

Pandemie stets die aktuelle Lage und die konkret geltenden Vorgaben vor Augen zu be-

halten, ist eine Zentrale Lageerfassung (ZL) und -aufbereitung unabdingbar. 

Die stadtweite Situation muss durchwegs überwacht und ausgewertet werden (können). 

Zudem müssen alle Regelwerke in der jeweils aktuellen Version von den jeweils empfan-

genden städtischen Dienststellen umgehend an die ZL weitergeleitet werden. Hierzu bedarf 

es der unaufgeforderten Bringschuld der einzelnen Referate und Ämter. Soweit notwendig 

ist eine jeweilige Einschätzung bzw. Interpretation zu den jeweiligen Auswirkungen der Um-

setzung durch die entsprechenden Fachbehörden ergänzend zu übermitteln. 

Bei der ZL müssen sodann die von unterschiedlichsten Stellen eingehenden Regelungen 

und Vorgaben zumindest soweit abgeglichen werden, dass Widersprüche sofort erkannt 
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und diese an die jeweils Betroffenen kommunalen Fachbehörden zur weiteren Abklärung 

gemeldet werden können.  

Nachdem Vorgaben teils Interpretationsspielraum für die konkrete Umsetzung ließen, müs-

sen daraus abgeleitet Maßnahmen auf kommunaler Ebene insbesondere auf die Belange 

des Datenschutzes und der verwaltungstechnischen Machbarkeit hin geprüft werden.  

Eine stadtweite digitale Bibliothek (‚Wiki‘), in der alle Regelungen mit jeweiligem Gel-

tungszeitraum versehen durch die ZL eingestellt werden können, erscheint hier äußerst 

wertvoll. Alle betroffenen Dienststellen benötigen hierzu einen entsprechenden Zugang. 

Ein digitales Dash-Board, gespeist durch verschiedenste Quellen (z.B. GEO, Gh, RKI, 

FW, zentrale Lage, …) ist ein weiteres wertvolles Instrument zur Lagebeurteilung und -

bewertung.  

Derartige digitale Bibliotheken gab es u.a. lokal bzw. intern für die FüGK und bei Gh. Die 

FüGK verfügte zudem über eine Art Dashboard, in dem zumindest einige Pandemiedaten 

sowie die Klinikkapazitäten dargestellt werden konnten. Diese durch die Stadtverwaltung 

selbstentwickelten Werkzeuge der digitalen Lagedarstellung und –aufbereitung sollten wei-

terhin gepflegt und kontinuierlich optimiert werden. 

 

2.2 Säule Ressourcen 

Eine größere Schadenslage bzw. Krise fordert zu ihrer jeweiligen Bewältigung eine Vielzahl an ma-

teriellen, aber insbesondere auch personellen Ressourcen. Bei einer so großen Stadtverwaltung wie 

der Stadt Nürnberg steht grundsätzlich ein breites Portfolio an Ressourcen zur Verfügung. In der 

Größe und Vielzahl der potentiellen Ressourcen liegt aber auch die Schwierigkeit der Erfassung, 

Bewertung und Umverteilung bzw. Zuteilung dieser zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort. 

 

 Personelle Ressourcen 

Die Stadt Nürnberg verfügt über mehr als 11.000 Mitarbeitende, die in den jeweiligen 

Dienststellen und Eigenbetrieben in ihrer entsprechenden Struktur und Umfeld wirken. Im 

Falle des Eintretens einer Krise ist in Anbetracht der aktuell vorherrschenden Rahmenbe-

dingungen zügig und kompetent zu klären, welche Aufgaben und Leistungen trotz der Aus-

nahmesituation weiterhin zu erbringen sind und welche Aufgaben vorübergehend zu ruhen 

haben. Gründe hierfür können sowohl im Schutz der Mitarbeitenden als auch in der Gewin-

nung zusätzlicher Kapazitäten für die Bewältigung der Krise liegen. Grundsätzlich entschei-

dungsbefugt ist hier die (Sonder-) Referentenbesprechung. Die Vorbereitung läge beim je-

weilig eingesetzten Führungsgremium, z.B. Krisenstab OBM, FüGK, Koordinierungs-

gruppe. 
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In der Anfangsphase der Pandemie konnte hier insbesondere auch auf Freiwilligkeit ge-

setzt werden. Im sehr lang andauernden Verlauf einer Pandemie nimmt diese verständli-

cher Weise nach und nach ab, so dass stärkerer zentraler Durchgriff erforderlich wird. Das 

Management der so wichtigen personellen Ressourcen muss an einer zentralen Stelle aus-

geführt werden. Hier bietet sich Ref. I/II mit dem nachgeordneten Personalamt an. Dies 

kann aber nur funktionieren, wenn auch die Querschnittsverwaltung mit aufwächst. Wenn 

die an vorderster Front der Krisenbewältigung kämpfenden Dienststellen um zum Teil den 

Faktor 2 bis 3 personell anwachsen müssen, so muss zwingend in Folge auch die dahin-

terstehende organisatorische Querschnitts- & Verwaltungsstruktur sowie ebenfalls die je-

weilig übergeordnete Führungsstruktur ebenso ausgebaut werden. Dies ist in vielen Berei-

chen während der Pandemie bis zum Ende hin nicht gelungen. 

Insbesondere die Problematik, dass im sehr lang anhaltenden Krisenszenario immer mehr 

Aufgaben (CTT, Beschaffung von Hygienematerial, Testen, Impfen, …) mit immer mehr 

Personal bewältigt werden mussten, führte zu einem entsprechenden Führungskräfteman-

gel. 

 

Empfehlung zu personellen Ressourcen 

Um bei zukünftigen Krisen bzw. Großschadensereignissen schnell und koordiniert insbeson-

dere erfahrene und im Krisenmanagement geschulte Führungskräfte zur Verfügung zu ha-

ben, empfiehlt die AG die Etablierung einer ‘Verfügungsgruppe Krisenmanagement’. Sie ge-

neriert ihre Kräfte aus den einzelnen Geschäftsbereichen bzw. deren Dienststellen. Bereits 

zu Beginn der eingetretenen Ausnahmesituation entsenden diese entsprechend benannte 

Führungskräfte in die betroffenen bzw. zu unterstützenden Bereiche der Lagebewältigung 

und Gefahrenabwehr. BgA soll die Einsatzbereitschaft dieser Verfügungsgruppe überwa-

chen. 

Als positives Beispiel darf hier der Fall eines länger andauernden und flächendeckenden 

Stromausfalls aufgeführt werden, für den die Stadtverwaltung eine ähnliche, aber wesent-

lich größere Verwendungszuweisung bereits zur personellen Besetzung der jeweiligen 

‚Leuchttürme‘ etabliert hat. 

Zur personellen Dimensionierung der Verfügungsgruppe sollte ein an die jeweilige Größe 

des Geschäftsbereiches angepasster Schlüssel vorgesehen werden, so dass aus jedem 

Referat bzw. BM-Geschäftsbereich entsprechende Führungskräfte im Voraus benannt und 

qualifiziert werden könnten. 

Somit ergäben sich bei neun Geschäftsbereichen ein entsprechend ‘großer’ Pool an quali-

fizierten Führungskräften, die den betroffenen Bereichen innerhalb kürzester Zeit zur Ver-

fügung stünden. Aufgrund von stets möglicher Personalfluktuation sollten diese Sonder-

funktionen nicht unbedingt an ‘Namen’ einzelner Führungskräfte, sondern an den eigentli-
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chen Stellen festgemacht werden. Somit kann und muss hier auch bei der zukünftigen Be-

setzung der jeweiligen Stelle auf die etwaige Wahrnehmung dieser Sonderfunktion geach-

tet und hingewiesen werden. 

Dass eine von der aktuellen Lage bzw. Krise aufgrund eigener Zuständigkeit unmittelbar 

betroffene Dienststelle keine ‘Poolkräfte’ wird abgeben können, versteht sich von selbst. 

Somit sollten sich die Poolkräfte aus den unterschiedlichsten Dienststellen der einzelnen 

Referate, Geschäftsbereiche bzw. Dienststellen so zusammensetzen, dass stets eine aus-

reichende Anzahl an Poolkräften initial zur Verfügung steht. 

Die Aufgabe der Personal-, eigentlich ‘Stellenauswahl’ für diese Poolkräfte obläge den Ge-

schäftsbereichen in enger Abstimmung mit ihren nachgeordneten Dienststellen. Die zu-

sätzliche Qualifizierung der Kräfte für die Arbeit in einer Krisenstruktur, BAO bzw. Stabs-

funktion könnte zentral im Rahmen des städtischen Fortbildungsprogrammes erfolgen. 

 

Bei einer sich abzeichnenden länger andauernden Krisensituation, in der die Mitarbeiten-

den über einen „längeren Zeitraum“ zum Teil höherer Belastung und Stress ausgesetzt 

sind, muss zudem frühzeitige psychosoziale Versorgung bzw. Begleitung, z.B. in Form von 

Supervision etabliert und dauerhaft sichergestellt werden. 

 

 Materielle Ressourcen 

Im Verlauf der Pandemie zeichneten sich immer wieder materielle Engpässe ab, die nach 

und nach, zum Teil mit einfachsten Mitteln, kompensiert werden mussten. Die hier ange-

schafften bzw. in städtischer Eigenleistung geschaffenen Errungenschaften sollten nicht 

einfach wieder abgeschafft bzw. abgestellt, sondern vielmehr für zukünftige Ereignisse an-

gepasst, weiterentwickelt und verstetigt werden. Fatal wäre das ‘Vergessen’ und somit der 

Verlust des angeeigneten Know-hows. Auf einige zentrale Fortschritte im Bereich der ma-

teriellen Ressourcen wird im Folgenden näher eingegangen: 

 

Städtisches Pandemielager 

Die weltumspannende Corona-Pandemie hat uns vor Augen geführt, wie schnell Lager 

leerlaufen und internationale Lieferketten zusammenbrechen können. In der Folge waren 

alle notwendigen Güter des Infektionsschutzes entweder nicht mehr lieferbar oder mussten 

zu sehr hohen Preisen bei gleichzeitig sinkendem Qualitätsniveau bezogen werden. 

Ausreichende Kapazitäten zum Aufrechterhalten lebensnotwendiger bzw. relevanter öf-

fentlicher Bereiche (Notdienste, Kliniken, städtische Verwaltung, Arztpraxen, Pflegeeinrich-

tungen, Wohnheime usw.) können in der knappen zur Verfügung stehenden Zeit zum De-

cken des Bedarfs weder durch die EU noch Bund oder Land vor Ort zur Verfügung gestellt 

werden. Dies gilt insbesondere für den großstädtischen Ballungsraum Nürnberg mit sehr 
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vielen und großen Kliniken, unzähligen Arztpraxen sowie mobilen und stationären Alten- 

und Pflegeeinrichtungen. 

Im April 2020, mit Beginn des pandemisch bedingten Mangels an Infektionsschutzmitteln 

und –materialien, wurde FW mit der Einrichtung und dem Betrieb eines Pandemielagers 

beauftragt. Aus den gemachten Erfahrungen und dem zu erwartenden anfänglichen Wa-

renengpass bei einer pandemischen Lage ist folgender Mengenansatz für den universellen 

Grundbedarf in Nürnberg entstanden:  

Das Mengengerüst für die Einlagerung setzt sich zusammen aus dem Bedarf der städti-

schen Dienststellen und dem des Klinikums Nürnberg für acht Wochen sowie dem Bedarf 

externer Bedarfsträger, wie beispielsweise Pflegeheime und niedergelassener Ärzte, für 

vier Wochen. Für vier Wochen müssen sich alle Bedarfsträger im Ernstfall selbst versorgen 

können. Aus gefahrstoffrechtlichen Gründen beschränken sich die einzulagernden Mengen 

an Desinfektionsmittel auf max. 100.000 Liter für die Händedesinfektion und 10.000 Liter 

für die Flächendesinfektion.  

Um den Verfall der Ware zu verhindern, wurde ein Kooperationsvertrag mit dem Klinikum 

Nürnberg geschlossen. Der gesamte Pandemiebestand wird fortwährend kostenneutral 

und nachhaltig umgewälzt. Nach diesem Vorbild wird eine ähnliche Zusammenarbeit mit 

Nürnberg Stift angestrebt, um die Leistungsfähigkeit des Lagers weiter zu erhöhen. Erste 

positive Gespräche hierzu haben bereits stattgefunden.  

Um auch zukünftig Versorgungssicherheit aller relevanten Bedarfsträger in der Stadt Nürn-

berg zu garantieren, muss das Pandemielager von FW dauerhaft mit den vorhandenen und 

dafür vorgesehenen personellen Ressourcen weiterbetrieben werden. Zur stadtinternen 

Verteilung der Pandemieressourcen haben sich die jeweiligen Pandemiebeauftragten der 

einzelnen Dienststellen bewährt. 

Das Pandemielager wurde vorübergehend auf dem ehemaligen ‚Prinovis‘-Gelände in der 

Breslauer Straße 302 in Langwasser eingerichtet. Dort stehen ca. 700 Palettenstellplätze 

in Regalen plus ca. 500 Palettenstellplätze auf freier Fläche zur Verfügung. Auch für das 

Kommissionieren, Ausliefern und Wälzen der eingelagerten Güter steht Platz zur Verfü-

gung. Der eingelagerte Warenwert beläuft sich ab Q3/2024 auf ca. EUR 600.000. 

 

Dringlichkeit: 

Die Mietdauer der derzeit genutzten Liegenschaft ist bis längstens 2030 begrenzt. Gefahr-

stoffe (Hände- und Flächendesinfektionsmittel) dürfen höchstens bis 31.08.2025 dort gela-

gert werden. Daher hat man von einem Ausbau des Lagers zu einem Gefahrstofflager ab-

gesehen. Die Genehmigungs-, Planungs- und Investitionskosten hätten sich auf ca. EUR 

200.000 belaufen.  

Aufgrund dieser Umstände muss zeitnah mit der Erkundung und Realisierung eines dau-

erhaften Lagerstandortes begonnen werden. Vor allem die aktuell fehlende Möglichkeit zur 
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Lagerung von Desinfektionsmitteln stellt eine besonders schwierige Herausforderung für 

zukünftige pandemische Ereignisse dar. Die derzeit vorhandene räumliche Größe wird als 

hinreichend erachtet. Die folgenden, nicht abschließenden, baulichen, ausstattungstechni-

schen und personalwirtschaftlichen Notwendigkeiten sind für den Betrieb eines Pandemie-

lagers für die Stadt Nürnberg unabdingbar: 

o ca. 700 Palettenstellplätze in max. 2 Ebenen sowie 500 Palettenstellplätze in freier 

Fläche. Daraus resultiert ein Flächenbedarf von ca. 1.600 m². 

o Eine bauliche Trennung des Freiflächenlagers in Gefahrstofflager und reguläre La-

gerfläche um die Realisierungskosten für Gefahrstofflagerfläche zu minimieren. 

o Technische Ausstattung u.a. Brandmeldeanlage, Gaswarnanlage, etc. 

o Personelle Ressource zum Betrieb des Lagers 

 

Digitalisierung und Telekommunikation 

Die Corona-Pandemie hat die Digitalisierung in der Stadt schneller und weiter vorange-

bracht. Die Möglichkeiten von ‘Online-Meetings’ und ‘Mobilem Arbeiten‘ (Home-Office) war 

für die Beschäftigten im Krisenmanagement enorm wichtig, weil damit auch die Zusam-

menarbeit bei höchster Infektionsgefahr sichergestellt werden konnte. 

Ein weiterer Ausbau der Möglichkeiten ist natürlich zeitgemäß und nützlich. Allerdings 

hängt man stetig mehr von der Funktionsfähigkeit des Netzes und der Datenbereitstellung 

ab. Für die Arbeit der Krisenstäbe muss daher eine sichere und hohe Daten- bzw. Netzver-

fügbarkeit gewährleistet werden, die auch den denkbaren Szenarien von Cyberattacken 

und Stromausfällen Stand halten. 

Das Datenmanagement ist für die Krisenstrukturen weiter zu verbessern. Die digitale La-

gedarstellung in Dashboards, Lagekarten oder Bibliotheken (Wiki) von verfügbaren Daten 

aus den unterschiedlichsten Bereichen müssen schnell und unkompliziert zusammenge-

führt werden können. Damit können sich abzeichnende Entwicklungen bei Lagen (in der 

Pandemie z.B. Infektionszahlen, Klinikauslastungen, usw.) schneller ausgewertet und dar-

gestellt werden (vgl. 2.1 - Zentrale Lage). Dies würde in der Zukunft u.a. auch im Bereich 

des ‘In-Time’ Extremwetter-Screenings Entscheidungen zu Einsatzschwerpunkten und 

Warnbereichen erleichtern. 

Neben der IT-basierten Telefonie und der Weiterentwicklung der Cloud-Telefonie muss 

weiterhin ein redundantes, stromausfallsicheres, nicht-öffentliches Telefonnetz für die 

Kommunikation im Krisenfall (KIK-Netz) zwischen Stäben, Leitstellen und Einrichtungen 

der kritischen Infrastruktur gewährleistet werden. Die dafür von FW eingerichtete Telefon-

anlage auf dem städtischen Kupfernetz muss weiter betrieben werden. 

Durch Mitarbeitende des Gesundheitsamtes wurde unter Mitwirkung von IT und DiP inner-

halb weniger Tage eine eigene Datenbank und Prozesslandschaft entwickelt. Im Verlauf 
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wurden kontinuierlich – meist mit einfachsten Mitteln – Massenprozesse durch eigens pro-

grammierte Roboter ‘automatisiert’. Auch diese Entwicklungen sollten nicht gänzlich ver-

worfen werden. Vielmehr müssen die Werkzeuge zur gezielten Kommunikation mit und 

Information von Betroffenen für zukünftige Ereignisse weiterentwickelt und verstetigt wer-

den. Gerade im Umgang mit 'Patientendaten’ spielt hier der Datenschutz eine wichtige 

Rolle, der die digitale Kommunikation vor besondere Herausforderungen stellt und bei jeder 

weiteren ‘Entwicklung’ jedes Mal erneut abgeprüft werden muss. Damit verbietet sich leider 

auch so mancher bereits am Markt vorhandene Kommunikationsweg. 

 

Stabs- und Führungsräume 

Die für kurzfristige Krisen angelegte Lösung der temporären Nutzung von Büro- und Schu-

lungsräumen bei FW oder auch Gh als Räume für die entsprechenden Stäbe und Gremien 

(FüGK, ÖEL, Gh-BAO, …) ist keine tragbare Lösung für langdauernde Einsatz-/Krisenla-

gen. Aus diesem Grund werden im Zuge des Neubaus der Integrierten Leitstelle dort auch 

dauerhaft eingerichtete und sofort betriebsbereite Stabsräume vorgesehen. 

 

2.3 Säule (Führungs-)Struktur 

Die städtische Führungsstruktur für den Krisen- und Katastrophenfall gemäß GGKK wurde seit 

2008 von FW als unterer Katastrophenschutzbehörde entwickelt. Sie hat sich auch bei langandau-

ernden, multiplen, komplexen, gleichzeitigen und aufeinanderfolgenden Ereignissen grundsätzlich 

bewährt. Darüber hinaus hat Gh seit der Pandemie eine amtsinterne Planung zur Besonderen 

Aufbauorganisation (BAO) bei Krisensituationen aufgestellt. Eventuell bestehen auch bei weiteren 

Dienststellen eigens entwickelte Krisenstrukturen. Diese sind der AG nicht bekannt. Eine Abfrage 

seitens der Stadtverwaltung wird empfohlen. 

 

Gemäß BayKSG wurden während der Corona- Pandemie 454 Katastrophentage zwischen März 

2020 und Dezember 2022 gezählt. Während dieser Zeit fanden u.a.101 Sitzungen der FüGK bzw. 

dauerhafte Beisitzungen in der AG Corona statt. Zusätzlich wurden in diesem Zeitraum 13 Groß-

einsätze aufgrund der Entschärfungen von Fliegerbomben sowie ein örtlicher Katastrophenfall von 

09. bis 11.02.2021 wegen Beeinträchtigung der Fernwärmeversorgung nach einem Brand im Kraft-

werk Franken 1 abgearbeitet. 

Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine stellte ab Anfang 2022 die 

Führungsstruktur erneut vor große Herausforderungen und band personelle Ressourcen. Ab März 

2022 musste ad hoc die Unterbringung ukrainischer Geflüchteter koordiniert werden. Danach 

musste die Führungsstruktur Pläne zum Umgang mit einer drohenden Energiemangellage erar-

beiten und von Juli 2022 bis Januar 2024 nachhalten. 

In allen Lagen konnte die Gefahr, bei denen Leben oder Gesundheit einer Vielzahl von Menschen 

oder die natürlichen Lebensgrundlagen oder bedeutende Sachwerte in ungewöhnlichem Ausmaß 
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gefährdet oder geschädigt werden können, abgewehrt oder die Störung unterbunden bzw. besei-

tigt werden. Dies gelang, weil die Katastrophenschutzbehörde mit ihren Instrumenten der FüGK / 

Koordinierungsgruppe in Verbindung mit dem Stab der ÖEL die Leitung und Steuerung für ein 

gezieltes Zusammenwirken von Einsatzverbänden, Dienststellen, Behörden und Organisationen 

sicherstellte. Dabei mussten in allen Fällen für plötzlich auftretende Geschehnisse im o.g. Sinn 

schnelle Lösungen realisiert werden, die im weiteren Verlauf in eine Regelorganisation überführt 

wurden. Hierzu haben sich die stabsmäßigen und handlungsorientierten Strukturen von FW be-

währt. Spontan zu organisieren waren beispielsweise: das Pandemielager und die Warenverteilung, 

Test- und Impfzentren, Notunterkünfte für Geflüchtete in Schulen und in der NürnbergMesse, das 

Verteilzentrum für Geflüchtete hinter dem Hauptbahnhof, u.v.m. 

Die Zusammenarbeit mit der großen Zahl an Beteiligten war hervorragend, zielgerichtet und kolle-

gial. In der Lage wuchsen das Miteinander und das gegenseitige Verständnis. Trotzdem muss 

festgehalten werden, dass es extrem belastete Bereiche gab, die neben deren Regelaufgaben die 

zusätzlichen Aufgaben schultern mussten. Hervorgehoben werden müssen dabei insbesondere 

die Mitglieder der FüGK, FW, Gh, IT, J, KoM, N-ERGIE, PA, Ref. I/II und SHA. 

 

 Sinnvolle ergänzende Strukturen im Pandemiefall 

Im Rahmen der Pandemie wurden sinnvolle Funktionen geschaffen, welche die Koordina-

tion von Krankenhäusern (Ärztliche Leiter FüGK in Verbindung mit den Pandemieschutz-

beauftragten in den Krankenhäusern), von Kassenärzten (Versorgungsärztin zur Koordina-

tion der Kassen- und Heimärzte) sowie Alten-/Pflegeheimen (Pflegeleiter FüGK zur Koor-

dination der sachgerechten Versorgung in den Einrichtungen) für die FüGK erleichterten. 

Diese Strukturen sollten für zukünftige Lagen beibehalten werden. 

 

 Verschlankung von Gesprächsrunden 

Insbesondere durch die Möglichkeiten der Online-Meetings und die lange Dauer der Lagen 

wuchs die Zahl der Teilnehmenden an den Sitzungen der FüGK aus den tangierten Berei-

chen stark an. Bei Präsenzsitzungen wäre das so nicht umsetzbar und nicht effektiv gewe-

sen. Eine Reduzierung der Teilnehmenden auf das notwendige Maß ist zu empfehlen. 

 

 Empfehlung zur Säule (Führungs-)Struktur 

In einer außergewöhnlichen Krisensituation – insbesondere, wenn sie erstmalig auftritt – 

ist eine klare, eindeutige und durchgängige Führungsstruktur essenziell für die schnelle 

und nachhaltige Krisenbewältigung. Im Vordergrund liegt der Fokus stets darauf, schnell 

lageangepasste Entscheidungen treffen zu können, um adäquate Maßnahmen einzuleiten. 

Diese essentiellen und zum Teil tiefgehenden Entscheidungen sind oftmals auf oberster 

Ebene zu treffen. Somit müssen die Kommunikationswege sowohl schnell bedient als auch 

zwingend eingehalten werden. Entscheidungen müssen insbesondere zu Beginn einer 
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Krise zu jeder Zeit getroffen werden können. Eine Vertagung auf eine nächste geplante 

Zusammenkunft zu einem späteren Zeitpunkt kann hier fatale, möglicherweise lebensbe-

drohliche Folgen haben. Gerade in so einer langandauernden Krisensituation wie einer 

Pandemie müssen zudem eindeutige Vertretungsregelungen geschaffen werden, so dass 

Entscheidungsträger bzw. –funktionen jeder Ebene durchwegs ansprechbar und entschei-

dungsbefugt sind. Das bedeutet auch nach vielen Wochen und Monaten immer, mindes-

tens ein Auge und Ohr in der Lage zu haben. 

 

Studien zeigen eindeutig, dass schnelle Entscheidungen sowie deren Umsetzung in aller 

Regel besser sind, als die Lage ohne Intervention weiterlaufen zu lassen, um in langwieri-

gen Entscheidungsprozessen und in verschiedensten Gremien die vermeintlich beste Ent-

scheidung zu treffen, die es selbst retrospektiv nie gibt. Während noch über die Lage zu 

einem bestimmten Zeitpunkt und die entsprechenden Maßnahmen diskutiert wird, hat sie 

sich bereits rasant weiterentwickelt. Das würde beispielsweise bedeuten, dass in der Zeit 

noch mehr Menschen infiziert wurden. 

 

Eine Sonderlage, die ein Referat oder eine Dienststelle in ihrer Routine überfordert, wie 

z.B. Gh zu Beginn der Corona-Pandemie, muss sofort als referats- bzw. stadtweite Her-

ausforderung begriffen und entsprechend konsequent gehandelt werden. Hier stehen die 

jeweiligen Geschäftsbereichs- bzw. die Stadtspitze gleichermaßen in der Verantwortung. 

Damit die Entscheidungen / Weisungen unverzüglich umgesetzt werden können, kann es 

von Vorteil sein, dass es hinter der jeweiligen Spitze eine hochrangige vertraute Führungs-

person gibt, die ggf. mit der entsprechenden Prokura auszustatten wäre.  

 

Aufbauend auf bewährten Führungsprinzipien und innerstädtischen Regelungen sowie den 

Erfahrungen aus den Geschehnissen sollte daher ein städtischer Notfallplan mit einem 

adäquaten und zeitgemäßen Krisenmanagement für die Stadt erarbeitet und umgesetzt 

werden. Darin zu regeln sind u.a. die Verantwortlichkeiten, Erreichbarkeiten, Aufgaben und 

Funktionen im Krisenfall für Dienststellen, Eigenbetriebe, Geschäftsbereiche und Referate. 

Außerdem sind die stadtinternen Führungsstrukturen in Krisen und Notfällen mit Entschei-

dungs- und Handlungsdruck darzustellen.  Dabei müssen sowohl das Handeln nach innen, 

also der Eingriff in die städtische Verwaltung bei besonderen Herausforderungen und La-

gen, als auch das Handeln nach außen als Stadt berücksichtigt werden. Die Beauftragung 

einer Arbeitsgruppe unter Führung von BgA u.a. mit BDR, Ref. I/II, FW, Gh, und GPR wird 

hierfür empfohlen. In dieser AG sollte der Führungsaufbau näher betrachtet, vertieft und 

ausgearbeitet werden. 
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Die KoordGr / FüGK (Leitung OBM oder Vertreter nach GGKK) wirkt nach innen und außen. 

Aus der KoordGr / FüGK heraus können weitere nach innen wirkende Stäbe innerhalb der 

Stadtverwaltung gebildet werden.  

Der KoordGr / FüGK untergeordnet wirkt exekutiv nach außen eine Örtliche Einsatzlei-

tung (ÖEL). Diese ist mit der operativ-taktischen Gefahrenabwehr betraut. Es ist aber 

grundsätzlich denkbar, dass in einem großen Szenario wie z.B. einer Pandemie mehrere 

weitere kleinere Krisenstäbe einzelne Themen bearbeiten (z.B. Ressourcenbeschaffung & 

Logistik, Testen, Impfen, Contact-Tracing, BuMA sowie weitere isolierte Einzellagen / Ein-

satzörtlichkeiten, …). 

Insbesondere in den Krisenstäben können (Führungs-)Kräfte aller Dienststellen eingesetzt 

werden. Die in den Stäben Mitwirkenden sind zwingend auf die Stabsarbeit hin zu qualifi-

zieren. 

 

Jede Dienststelle und jeder Geschäftsbereich muss in die Lage versetzt werden, selbst in 

entsprechenden Krisenstrukturen (z.B. BAO) handlungsfähig zu sein bzw. zu bleiben. Klei-

nere, rein verwaltungsinterne und nur ein Referat oder eine Dienststelle betreffende Lagen 

sollten innerhalb eines Geschäftsbereiches ggf. dienststellenübergreifend koordiniert und 

abgearbeitet werden können. 

Zudem sollten die einzelnen Geschäftsbereiche und Dienststellen dazu qualifiziert werden, 

im Rahmen einer vorab durchzuführenden Risiko- und Gefahrenanalyse eigene interne 

Notfall- bzw. Krisenpläne zu erstellen. Hierzu müssen, soweit möglich, Risiken und poten-

tielle Szenarien identifiziert werden. Für eine resiliente (Pflicht-)Aufgabenerfüllung sind so-

weit möglich ‘Schutzziele’ für die jeweilige Dienststelle sowie Schwellenwerte, ab wann 

diese Schutzziele mit den vorhandenen Ressourcen nicht mehr gehalten werden können, 

zu definieren. 

 

Wesentliche Inhalte der jeweiligen Analyse könnten sein: 

o Identifikation, welche Szenarien / Risiken die Dienststelle in ihrer eigenen Zustän-

digkeit treffen können. 

o Soweit möglich, Definition von Schutzzielen für die einzelnen Bereiche und deren 

Zuständigkeiten. 

o Soweit möglich, Definition von Schwellen (-werten), ab wann die Schutzziele mit den 

vorhandenen eigenen Ressourcen nicht mehr gehalten werden können  Amtsin-

terne Unterstützung durch andere Sachgebiete, ggf. „externe“ Hilfe via Referats-

ebene notwendig? 

o Welche Aufgaben der Dienststelle müssen unbedingt auch in der Krise aufrechterhal-

ten werden (Pflichtaufgaben – ggf. Aufgabenpriorisierung)?  
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2.4 Säule Kommunikation und Schnittstellen 

Gerade in einer Krise ist eine schnelle, klare und verständliche Kommunikation (-sstruktur) nach 

innen und außen, und damit zur Stadtgesellschaft, ein entscheidender Faktor für den Erfolg der 

Krisenbewältigung. Je größer die Lage ist, desto mehr Kommunikationskanäle und -protagonisten 

müssen berücksichtigt werden. 

 

 Schnittstellen zu übergeordnete Behörden 

Im Rahmen der Pandemie mussten sowohl stadtintern als auch zu übergeordneten Behör-

den ständig verschiedenste Schnittstellen und Kanäle bedient bzw. überwacht werden. Die 

Kreisverwaltungsbehörden wurden mit vielen ministeriellen Verfügungen und Regelungen 

aus allen Bereichen konfrontiert, sodass es schwerfiel, den Überblick zu wahren und für 

eine zeitnahe und fachgerechte Umsetzung zu sorgen.  

Die meiste Kommunikation fand hier über Email statt, was der schnellen Übermittlung sehr 

dienlich war. 

 

Aus Sicht der unteren Katastrophenschutzbehörde war die Zusammenarbeit mit den über-

geordneten Katastrophenschutzbehörden (Ausnahme: direkte Arbeitsebene in der Regie-

rung) verbesserungswürdig, z.B. dauerte die Klärung grundsätzlicher, oftmals entschei-

dungsrelevanter Fragen auf ministerieller Ebene in einigen Fällen zu lange oder blieb un-

beantwortet. Manchmal wurden umfangreiche Abfragen verlangt, deren Sinnhaftigkeit un-

ter Berücksichtigung des damit verbundenen enormen Zeitaufwandes bei gleichzeitig an-

deren abzuarbeitenden wichtigen Aufgaben in Frage gestellt werden muss. 

Ebenso erging es Gh, das häufig und dann meist unverzüglich Daten an übergeordnete Stel-

len zu übermitteln hatte. 

Ein einheitliches und bundesweites bzw. zumindest bayernweites Austauschmedium zwi-

schen den einzelnen ÖGD-Behörden ist deshalb wünschenswert. Ebenso wären software-

seitige Schnittstellen zum schnellen Austausch von ermittelten Index- bzw. Kontaktpersonen 

zwischen den einzelnen örtlich zuständigen Gesundheitsämtern sehr wichtig. 

 

 Stadtinterne Kommunikation 

Alle beteiligten Dienststellen müssen schnellstmöglich bzw. tagesaktuell Zugriff auf die not-

wendigen Anweisungen und Informationen aus einer Hand (Zentrale Lage) erhalten. Diese 

sollten im städtischen Intranet bzw. Wiki konsequent und umgehend bereitgestellt werden. 

Dies bedeutet, dass gerade im schnelllebigen Verlauf von Veränderungen und Anpassung 

quasi rund um die Uhr eine Aktualisierung der bereitgestellten Informationen erfolgen 

muss. Nur so kann ein ‘Daily Update’ zu Dienstbeginn bei allen Beteiligten sichergestellt 

werden. 
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 Bevölkerungs- und Medienarbeit 

Allgemein gültige Regelungen und Maßnahmen müssen stets umgehend und über alle zur 

Verfügung stehenden Kommunikationskanäle veröffentlicht werden (Website, Presse, 

Social Media, WarnApps (ggf. Cell Broadcast)). Die zentrale nach außen hin kommunizie-

rende Stelle bei der Stadt Nürnberg ist grundsätzlich KoM. Damit diese Dienststelle ihrer 

essenziellen Aufgabe jederzeit nachkommen kann, ist es zwingend erforderlich, dass die 

einzelnen Fachdienststellen entsprechend kommentierte bzw. formulierte Informationen 

zur Veröffentlichung im Rahmen einer Bringschuld an KoM übermitteln.  

 

Hier gilt immer der Grundsatz: „Keine Information ist eine schlechte Information!“. Zudem 

ist weiterhin darauf zu achten, dass empfängerorientiert (z.B. auch in einfacher, verständ-

licher Sprache) kommuniziert wird. 

 

Die Bürger-Hotline bzw. im Verlauf dann Corona-Hotline des Gesundheitsamtes war ein 

wichtiger und zum Teil übermäßig hochfrequentierter Kommunikationskanal mit der Bevöl-

kerung.  

 

 Einzelpersonen-gerichtete Kommunikation 

Eine durch den Datenschutz sehr explizit reglementierte Kommunikation war die auf Ein-

zelpersonen bezogene und direkte Kommunikation mit Infizierten und Kontaktpersonen. 

Hierzu diente anfänglich ausschließlich der telefonische Kontakt, welcher durch viele hun-

dert Mitarbeitende des Gesundheitsamtes zeitaufwendig bewerkstelligt werden musste. 

Parallel wurden datenschutzkonforme Kontaktformulare für die Übermittlung von personen-

bezogenen Daten ins Gesundheitsamt aufwendig programmiert. Später erfolgte ein SMS-

Versand, welcher einen schnellen Erstkontakt zu den einzelnen Personen sicherstellte. 

Auch dieser ‘SMS-Roboter’ wurde mit einfachsten ‘Bordmitteln’ selbst entwickelt. Der pos-

talische Versand von Absonderungsanordnungen erfolgte für die abschließende Rechtssi-

cherheit zudem immer parallel. Aufgrund der enormen Dringlichkeit zur Absonderung von 

potenziell infektiösen Personen war der rein postalische Kommunikationsweg aber allein 

nicht geeignet. 

Auch hier gilt es, etablierte und eigens entwickelte Wege zur schnellen, datenschutzkon-

formen und Einzelpersonen-gerichteten Kommunikation zu erhalten bzw. zu verstetigen 

und in tägliche Abläufe mit aufzunehmen. 
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3. Zusammengefasste Handlungsempfehlungen 

 

3.1 Regelwerke 

3.1.1. Digitales Dash-Board 

Um alle Mitwirkenden auf der Ebene der Stadtverwaltung stets auf aktuellem und auch abgegli-

chenem Stand zu halten, wird eine zentrale Lage(-darstellung) mit angeschlossener Online-Bib-

liothek (Wiki) und entsprechend digitalem Dash-Board etabliert. 

 

3.1.2. Notfallplan 

Aufbauend auf den bewährten Führungsprinzipien und innerstädtischen Regelungen sowie den 

Erfahrungen aus den Geschehnissen wird ein städtischer Notfallplan mit einem adäquaten und 

zeitgemäßen Krisenmanagement erarbeitet und umgesetzt. Als Grundlage des Notfallplanes dienen 

ebenso die Ergebnisse der von den einzelnen Dienststellen durchzuführenden Risiko- und Gefähr-

dungsanalysen mit entsprechend priorisierender Schutzzieldefinition. 

 

3.2 Ressourcen 

3.2.1. Personelle Ressourcen 

Um bei zukünftigen Krisen bzw. Großschadensereignissen schnell und koordiniert insbesondere er-

fahrene und im Krisenmanagement geschulte Führungskräfte zur Verfügung zu haben, wird eine 

„Verfügungsgruppe Krisenmanagement“ etabliert. Sie generiert ihre Kräfte aus den einzelnen Ge-

schäftsbereichen bzw. deren Dienststellen. Bereits zu Beginn der eingetretenen Ausnahmesituation 

entsenden diese entsprechend benannte Führungskräfte in die betroffenen bzw. zu unterstützenden 

Bereiche der Lagebewältigung und Gefahrenabwehr. BgA überwacht die Einsatzbereitschaft dieser 

Verfügungsgruppe und weist in Abstimmung mit der FüGK bzw. dem OBM (je nach Lage) den je-

weiligen Bedarfsträgern (vom Krisenfall betroffene Bereiche) die Kräfte zu. 

 

3.2.2 Materielle Ressourcen 

Um auch zukünftig Versorgungssicherheit aller relevanten Bedarfsträger in der Stadt Nürnberg zu 

garantieren, bleibt eine Lagerstätte und die entsprechende Logistik inkl. notwendiger personeller 

Ressourcen dauerhaft erhalten. Hier ist eine passende Örtlichkeit zu suchen. Eine entsprechende 

Arbeitsgruppe unter Federführung von FW wird mit der Suche beauftragt. 

 

3.3 (Führungs-)Struktur 

Eine Arbeitsgruppe (AG) unter Führung von BgA u.a. mit BDR, Ref. I/II, FW, Gh und GPR erarbeitet 

zum einen den entsprechenden Notfallplan wie oben beschrieben und entwickelt die stadtweite Kri-
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senmanagementstruktur fort. Die Definition der notwendigen Qualifizierungsmaßnahmen aller Betei-

ligten sowie die Prüfung der Möglichkeiten zur Etablierung entsprechender digitaler Applikationen 

des Krisenmanagements sind ebenso Aufgabe der AG.  

 

3.4 Kommunikation und Schnittstellen 

Zur möglichst breit aufgestellten Bevölkerungswarnung /-information werden neben dem Internet, 

Social Media und den klassischen Medien im Bedarfsfall auch auf (Warn-) Apps und/oder Cell-

Broadcast zurückgegriffen.  

Die Möglichkeiten der direkten, auf die einzelne Person ausgerichtete, digitalen Kommunikation ist 

unter Einhaltung aller datenschutzrechtlichen Vorgaben weiter auszubauen. 
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Abkürzungsverzeichnis 

 

3. BM 3. Bürgermeister  

AAO Allgemeine Aufbauorganisation 

AG Arbeitsgruppe 

ASB  Arbeiter-Samariter-Bund e.V. 

ASi Ref. I/II - Arbeitssicherheit 

BAO Besondere Aufbauorganisation 

BayKSG Bayerisches Katastrophenschutz-Gesetz 

BesoGef Besondere Gefahrenlagen, Stabsstelle des Gesundheitsamtes 

BDR Direktorium Bürgerservice, Digitales und Recht 

BgA Bürgermeisteramt 

BRK  Bayerisches Rotes Kreuz 

BuMA Bevölkerungs- und Medienarbeit 

BVS Bevölkerungsschutz 

CIM Crises-Incident-Management 

CRM Crew Ressource Management  

CTT Contact Tracing Team 

DLRG  Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft e.V. 

DV Dienstvorschrift 

ENS Emergency-Notification-System (gleichzeitig wirkendes Alarmierungssystem für viele Mitarbeitende) 

FW Feuerwehr 

FüGK  Führungsgruppe Katastrophenschutz (gem. BayKSG) 

GEO Amt für Geoinformation und Bodenordnung 

GGKK Geschäftsanweisung Großschadens-, Koordinierungs- und Katastrophenereignisse für die Stadt Nürnberg  

Gh Gesundheitsamt 

GPR Gesamtpersonalrat 

HiOrg Hilfsorganisationen (ASB, BRK, DLRG, JUH, MHD) 

HKW Heizkraftwerk 

J Jugendamt 

JUH Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. 

K-Fall Katastrophen- / Koordinierungs-Fall 

KatS Katastrophenschutz 

Kh Klinikum Nürnberg 

KoM Amt für Kommunikation und Stadtmarketing 

KoordGr Koordinierungsgruppe 

MHD Malteser Hilfsdienst e.V. 

NAGP Notfallaufgabengliederungsplan  

NüSt NürnbergStift 

OBM Oberbürgermeister 

ÖEL Örtliche Einsatzleitung (gem. BayKSG) 

PA Personalamt 

Ref Referat  

RKI Robert-Koch-Institut 

SenA Seniorenamt 

SHA Sozialamt 

StMAS  Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 

StMGP Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit und Pflege 

StMI  Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration 

StMuK  Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

Tg Tiergarten 

THW Bundesanstalt Technisches Hilfswerks 

ZMZ Zivil-militärische Zusammenarbeit 

ZL Zentrale Lage 
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Berichtsvorlage 
Ref.I/II/013/2025 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Ältestenrat und Finanzausschuss 19.03.2025 öffentlich Bericht 
 

Betreff: 

(Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer Übernachtungssteuer 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und SPD-Stadtratsfraktion vom 
11.10.2024 
 
Anlagen: 

Bericht 
Stellungnahme des Wirtschafts- und Wissenschaftsreferats (Ref.VII) 
Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und SPD-Stadtratsfraktion vom 11.10.2024 

Bericht: 
 
Nürnberg hat große Anziehungskraft auf Touristinnen und Touristen sowie Übernachtungsgäste 
aus dem In- und Ausland. Die Einführung einer Übernachtungssteuer in Nürnberg bietet eine 
nachhaltige Möglichkeit, zusätzliche finanzielle Mittel für Maßnahmen zu generieren, mit denen 
Nürnberg weiterhin sowohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Gäste attraktiv bleibt. Dies 
könnte durch einen relativ kleinen Obolus, erbracht von den Gästen unserer Stadt, bei möglichst 
geringem Aufwand der Beherbergungsbetriebe, erfolgen. 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Je nach Ausgestaltung der Steuer könnte ein jährlicher Betrag von rund 19 Mio € und mehr 
eingenommen werden. Gegenzurechnen wären Verwaltungskosten in überschaubarer 
Höhe. 

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

Ö  4Ö  4
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von noch unklar Vollkraftstellen 

(Einbringung und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Keine Diversity-relevanten Fakten bekannt. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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(Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer Übernachtungssteuer 

Nürnberg als attraktiver Tourismusstandort 
 

Nürnberg hat große Anziehungskraft auf Touristinnen und Touristen sowie Übernachtungs-
gäste aus dem In- und Ausland. 2024 wurden über 3,8 Mio. Übernachtungen verbucht1 - ein 
erneuter Anstieg zum Vorjahr. 
 

Neben der Messe ist diese sehr erfreuliche Entwicklung zum großen Teil der sehr attraktiven 
Infrastruktur und Sehenswürdigkeiten in unserer Stadt und vor allem der Altstadt geschuldet. 
Deren Unterhalt und Weiterentwicklung sowie Zuschüsse an kulturelle Einrichtungen machen 
große Positionen im Stadthaushalt aus. Es scheint also vertretbar, auch die Gäste in unserer 
Stadt mit einem für den Einzelnen relativ niedrigen Steuerbetrag zu belasten. 
 
 
Aktuelle rechtliche Situation  
 

Nach Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts2 ist die Übernachtungssteuer durch 
das Steuerfindungsrecht der Städte und Gemeinden abgedeckt. Sie darf sowohl für beruflich 
wie privat veranlasste Reisen erhoben werden. Der Bayerische Landtag hat jedoch die Erhe-
bung von Übernachtungssteuern durch die Kommunen in Bayern durch eine Änderung des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) untersagt. Aktuell ist die Einführung einer Übernachtungs-
steuer deshalb aus rechtlichen Gründen nicht möglich: 
 

„(…) Eine Getränkesteuer, eine Jagdsteuer, eine Speiseeissteuer, eine Übernachtungsteuer 
und eine Vergnügungssteuer dürfen nicht erhoben werden. (…)“3 
 

Der Bayerische Städtetag kritisiert das Vorgehen und verweist dabei u.a. auf die unumstrittene 
und gängige Praxis in einigen bayerischen Fremdenverkehrsorten, die einen Fremdenver-
kehrsbeitrag erheben: „Betroffene Städte und Gemeinden, die hohe Übernachtungszahlen zu 
verzeichnen haben, sollen selbst entscheiden können, ob sie eine Abgabe für Übernachtungs-
gäste erheben.“4 
 

Die Stadt München hat vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof geklagt, nachdem ihre 
Planungen durch die KAG-Änderungen unterbunden wurden. Bamberg und Günzburg haben 
sich der Klage angeschlossen. Eine Entscheidung des Gerichts hierzu wird in absehbarer Zeit 
erwartet. Sollte die Klage erfolgreich sein, obläge es den Kommunen, über eine Einführung 
selbstständig zu entscheiden.  
 
Zuletzt haben sich in einem gemeinsamen Schreiben auch die Stadt Augsburg sowie die Land-
kreise Augsburg und Aichach-Friedberg an Ministerpräsident Markus Söder und Tourismus-
ministerin Michaela Kaniber für die Einführung einer Tourismusabgabe ausgesprochen. 
 
 
Gestaltungsvarianten zur Steuerstruktur und -höhe 
 

Eine Übernachtungssteuer würde als indirekte örtliche Aufwandsteuer erhoben werden. Sie 
würde alle Beherbergungsbetriebe, die entgeltliche Übernachtungen anbieten, wie Hotels, 
Pensionen, Campingplätze sowie Ferienhäuser, Ferienwohnungen, Gästezimmer und ähnli-
che Einrichtungen betreffen. Der Steuerbetrag würde dabei festgelegt und von den Gästen 
getragen, während die Beherbergungsbetriebe die Steuer abführen. Mögliche Varianten einer 
Übernachtungssteuer wären beispielsweise ein prozentualer Anteil des Übernachtungspreises 
oder ein festgelegter Betrag als zu erhebenden Aufpreis auf Übernachtungen.  
 
Die Stadt München beabsichtigte z.B. 5 Prozent des Übernachtungspreises als entsprechende 
Steuer festzulegen. Sie orientiert sich damit beispielsweise an Städten wie Bremen, Freiburg, 

                                                           
1 https://tourismus.nuernberg.de/medien/daten-fakten/uebernachtungsstatistik/#c5680  
2 vgl. Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vom 22. März 2022: https://www.bundesverfassungsgericht.de/Shared-

Docs/Entscheidungen/DE/2022/03/rs20220322_1bvr286815.html?nn=68080  
3 vgl. Kommunalabgabengesetz (KAG), Art. 3 Abs. 3 Satz 1 
4 vgl. Pressemitteilung des Bayerischen Städtetages: „Staatsregierung soll Übernachtungssteuer nicht unterbinden“ vom 

01.12.2022 
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Leipzig oder Köln. Dresden verlangt 6 Prozent, Düsseldorf einen Festbetrag von 3 Euro pro 
Übernachtung. 
 
Der administrative Aufwand wäre bspw. für viele Hotels überschaubar. Deren genutzte Soft-
ware beinhaltet i.d.R. bereits eine entsprechende Abrechnungsfunktion. 
 
 
Aufkommenshöhe und -verwendung 
 

Unterstellt man eine Abgabe in der Größenordnung von beispielsweise 5,00 € pro Übernach-
tung, würde dies für Nürnberg geschätzte Steuererträge von 19 Mio. € pro Jahr ergeben. Bei 
einer prozentualen Besteuerung von 5 Prozent ergäbe sich sogar ein Wert von 19,5 Mio. €.5 
Die Administration könnte mit einem vertretbaren Personalaufwand gestemmt werden. 
 
Die Einnahmen unterlägen keiner rechtlichen Zweckbindung, könnten aber anteilig durch eine 
politische Selbstverpflichtung und eine entsprechend transparente Entscheidungsfindung ziel-
gerichtet ausgegeben und investiert werden, so dass auch die Hotellerie- und Tourismusbran-
che einen spürbaren Mehrwert hätte. Hierunter könnten fallen: 
 
 Zusätzliche überregionale Marketingmaßnahmen zur Tourismusförderung 
 Maßnahmen zur Aufwertung und Verschönerung der Innenstadt (gehebelt durch die Städ-

tebauförderung) und zur Stärkung des Einzelhandels 
 Kulturelle Veranstaltungen zur Belebung und Attraktivitätssteigerung der Innenstadt 
 
Zum Vergleich: Der Haushaltsplanentwurf 2025 der Stadt Nürnberg sieht an den Verkehrsver-
ein Nürnberg/CTZ einen Zuschuss von rund 3,11 Mio. € vor. 
 
 
Mögliche Auswirkung einer Übernachtungssteuer auf die Tourismusbranche 
 

Die Ende 2024 erschienene Studie der Hochschule München – University of Applied Sciences 
„Erwartbare Auswirkungen eines abgabenfinanzierten Tourismus auf bayerische Destinatio-
nen – Eine empirische Analyse der kausalen Effekte neuer Tourismusabgaben in Deutsch-
land“ hat die potenziellen Effekte der Einführung von Tourismusabgaben auf verschiedene 
touristische Kennzahlen in bayerischen Destinationen untersucht6.  
 
Die Ergebnisse der Studie stützen grundsätzlich die Argumente für eine Einführung einer 
Übernachtungssteuer in einer urbanen Region wie Nürnberg. Die Einführung von Tourismus-
abgaben in bayerischen Destinationen, insbesondere in urbanen Gebieten, haben laut der 
Studie kaum signifikant negative Auswirkungen auf die Übernachtungszahlen oder die Anzahl 
der zugehörigen Betriebe. Die temporären Effekte in den ersten Jahren nach Einführung der 
Abgaben gleichen sich zudem langfristig aus. Dies legt nahe, dass die Einführung einer Über-
nachtungssteuer auch in Nürnberg eine sinnvolle Maßnahme zur Finanzierung des Tourismus 
sein könnte, ohne langfristig negative Effekte auf den Tourismus oder die touristische Wettbe-
werbsfähigkeit erwarten zu müssen. So kommt die Studie u.a. zu folgenden Erkenntnissen: 
 

 In urbanen Regionen, die oft bedeutende kulturelle oder soziale Attraktoren bieten, 
reagiert die Nachfrage tendenziell schwächer auf Preisveränderungen. Hier wur-
den statistisch insignifikante, negative Effekte auf die Übernachtungszahlen von minus 
2% bis minus 4% in den ersten drei Jahren nach Einführung der Abgaben festgestellt. 
In nicht-urbanen Regionen, wo der Preis eine größere Rolle spielt, fielen die negativen 
Effekte stärker aus, mit minus 7% bis minus 10% in den ersten drei Jahren. Auch diese 
Effekte waren statistisch insignifikant. 
 

                                                           
5 bei einer durchschnittlichen Average Daily Rate von 111,40 € in 2023 laut STR Global   
6 https://bzt.bayern/wp-content/uploads/2025/01/Projektbericht_Erwartbare-Auswirkungen-abgabenfinanzierter-Tourismus-bay-

Destinationen.pdf 

59



(Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer Übernachtungssteuer 

 Die Einführung von Tourismusabgaben führte in den ersten drei Jahren zu leicht nega-
tiven Abweichungen in den Tourismusentwicklungen im Vergleich zu den kontrafakti-
schen Benchmark-Szenarien. Nach vier bis fünf Jahren waren im Durchschnitt 
keine Unterschiede mehr zu den Benchmark-Szenarien erkennbar, was auf Gewöh-
nungseffekte zurückzuführen sein könnte. 

 
 
Fazit 
 

Die Einführung einer Übernachtungssteuer in Nürnberg bietet eine nachhaltige Möglichkeit, 
zusätzliche finanzielle Mittel für Maßnahmen zu generieren, mit denen Nürnberg weiterhin so-
wohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Gäste attraktiv bleibt. Dies könnte durch einen 
relativ kleinen Obolus, erbracht von den Gästen unserer Stadt, bei möglichst geringem Auf-
wand der Beherbergungsbetriebe und der Stadtverwaltung erfolgen. 
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Ältestenrat und Finanzausschuss am 19.03.2025 
TOP „(Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer Übernachtungssteuer“  
hier: Stellungnahme Wirtschafts- und Wissenschaftsreferat 
 
 
 
I. Das Wirtschafts- und Wissenschaftsreferat der Stadt Nürnberg steht einer Übernach-

tungssteuer kritisch gegenüber: So stellt sich die Situation in Nürnberg anders als in 
Städten wie München dar, die unter dem Problem des „Über-Tourismus“ leiden.  

  
 Die Nürnberger Hotellerie ist stark auf Geschäftsreisende angewiesen (2/3 der 

Übernachtungen). Bereits jetzt gibt es Hinweise, dass Messegäste aufgrund steigender 
Hotel-Kosten alternative Optionen suchen. In Gesprächen mit Messeveranstaltern wird 
immer wieder betont, dass die Preise während der Messe bereits als zu hoch wahrge-
nommen werden, was dazu führt, dass Messegäste ihre Übernachtungen ins Umland, 
bis hin nach Bamberg, verlagern.  

  
 Gegen die Einführung einer Übernachtungssteuer spricht in diesem Kontext zudem die 

Höhe der Steuer, die in den vorgeschlagenen Modellen ins Auge gefasst wird. Eine 
prozentuale Steuer z.B. von 5 % auf Übernachtungspreise bei 300 bis 400 Euro pro 
Nacht (zur Messezeit) ist zu hoch und könnte negative Konsequenzen für den Messe-
standort haben. Eine prozentuale Steuer scheidet somit aus. Denkbar wäre allenfalls ein 
festgelegter Betrag von maximal 5 Euro pro Nacht. 

  
 Ein weiteres Problem ist, dass gerade in den Sommermonaten viele Hotels in Nürnberg 

aufgrund der geringeren Nachfrage deutlich schlechter gebucht sind. Diese Faktoren 
führen zu der Befürchtung, dass eine zusätzliche Belastung durch eine Übernachtungs-
steuer die bereits angespannte Lage für die lokale Hotellerie noch weiter verschärfen 
würde. 

  
 Entscheidend ist auch, dass die Einnahmen aus einer Übernachtungssteuer gerade 

nicht zweckgebunden sind. Diese Unsicherheit über die Verwendung der Mittel wird die 
Akzeptanz der Steuer in der Hotellerie deutlich verringern. Als eine alternative Lösung 
wird daher angeregt, den bestehenden Tourismusfonds, der momentan auf freiwilligen 
Beiträgen nur einzelner Unternehmen beruht, auszubauen und diesen zu einer Pflich-
tabgabe für alle Beherbergungsbetriebe zu machen. Nur dadurch ist sichergestellt, dass 
die Abgabe ausschließlich dem Tourismus und der dafür erforderlichen Infrastruktur 
dient. 

  
 Das Wirtschafts- und Wissenschaftsreferat sieht den Tourismus als starken Wirtschafts-

faktor und unterstützt die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für diesen Bereich – insbe-
sondere zur besseren finanziellen Ausstattung der CTZ. 
 
 
 

II. Ref.I/II   zum Ältestenrat und Finanzausschuss am 19.03.2025  
    
 
 
 

07.03.2025 
Referat VII  
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An den Oberbürgermeister  
der Stadt Nürnberg 
Marcus König 
Rathaus 
90403 Nürnberg 
 
 

 

 
          Nürnberg, 11.10.2024

       
 
 
Übernachtungssteuer 
 

 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
die Stadt Nürnberg hat eine große Anziehungskraft auf Tourist*innen und Übernachtungs- und 
Messegäste aus dem In- und Ausland, wie auch die aktuellen Zahlen belegen. Die Gesamtzahl 
der Übernachtungen erreicht wieder das Niveau wie vor der Pandemie. 
 
Diese Attraktivität hat viel mit der Innen- und historischen Altstadt, den vielen Sehenswürdigkeiten 
und kulturellen Angeboten zu tun. Wir alle wissen, dass es aufgrund des Strukturwandels der 
Innenstädte und der Schwierigkeiten des stationären Einzelhandelns in den nächsten Jahren viel 
Kraft und Investitionen kostet wird, dieses Niveau zu halten und Nürnberg als touristische Desti-
nation zu stärken. Dies wird sicherlich auch erhöhte Marketingaktivitäten erfordern, um die Bet-
tenauslastung in der Stadt zu erhöhen. 
 
Es scheint uns insofern angemessen, auch die Gäste unserer Stadt mit einem für den Einzelnen 
relativ niedrigen Steuerbetrag an den Gesamtaufwendungen zu beteiligen. 
 
Insgesamt ist nach den Entscheidungen des BVerfG, die Übernachtungssteuer durch das Steu-
erfindungsrecht der Städte und Gemeinden abgedeckt. Die Genehmigung wiederum bedarf aber 
der Zustimmung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration. Der 
Bayerische Landtag hat aber die Erhebung von Übernachtungssteuern in Bayern durch die Kom-
munen untersagt.  
Die Stadt München klagt derzeit gegen dieses Verbot. Bei Erfolg der Klage wäre es auch möglich, 
dass Nürnberg diese „Bettensteuer“ erhebt. 
 
Die SPD-Stadtratsfraktion und die Stadtratsfraktion B90/Die Grünen stellen daher zur Behand-
lung in der nächsten Sitzung des Ältestenrates sowie im Ausschuss für Recht, Wirtschaft 
und Arbeit folgenden  
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Antrag: 
 

 Die Verwaltung berichtet über rechtliche Grundlagen und Ausgestaltungsformen einer Über-
nachtungssteuer 

 

 Die Verwaltung legt Zahlen vor, welches Steueraufkommen sich damit generieren ließe. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Christine Kayser Claudia Arabackyj  
Fraktionsvorsitzende  stellv. Fraktionsvorsitzende  
 
 
 
 
 
 
Achim Mletzko  Marc Schüller 
Fraktionsvorsitzende   stellv. Fraktionsvorsitzender 
Bündnis90/Die Grünen  Bündnis 90/Die Grünen 
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